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zwei wesentlichen Tatsachen. Erstens
war die „Genfer Sanierung“ ein Auster-
itätsprogramm, das massive Kürzungen
der Staatsausgaben und eine äußerst
 restriktive Geldpolitik vorsah. Als sol-
ches löste sie eine hohe Arbeitslosigkeit
aus und führte im weiteren Verlauf der
1920er Jahre zu depressiven Bedingun-
gen, die sich mit dem Einsetzen der
Weltwirtschaftskrise weiter verschärften.
Zweitens war – zumindest innenpolitisch
– die Ordnung, die das Programm zu
schaffen vermochte, nicht von langer
Dauer: Die Erste Republik brach kaum
mehr als ein Jahrzehnt nach Genf und
weniger als ein Jahr nach Lausanne zu-
sammen und wurde durch den Austro -
faschismus ersetzt. In Anbetracht einer
neulich erschienenen Studie der hetero-
doxen Ökonomin Clara E. Mattei, die
darin die These vertritt, die Erfindung
der Austerität durch Wirtschaftsexperten
der Zwischenkriegszeit habe „dem
 Faschismus den Weg bereitet“,12 sowie
in Anbetracht der Tatsache, dass Regie-
rungen und multilaterale Organisationen
gerade jetzt erneut auf Austerität drän-
gen, während die extreme Rechte immer
stärker wird,13 scheint eine Neubewer-
tung des Völkerbund-Programms und
dessen Folgen dringend geboten zu sein.

Die Genfer Protokolle: 
Sanierung durch Abbau

Obwohl Verhandlungen über einen
Rettungsschirm für Österreich bereits
seit 1921 im Gange waren, war es die im
Sommer 1922 akut gewordene Gefahr
eines Staatszerfalls, die den Völkerbund
zum Handeln veranlasste. Eine ebenfalls
wichtige Rolle dabei spielte der christ-
lichsoziale Kanzler Ignaz Seipel, der
durch sein diplomatisches Manövrieren
auf die Möglichkeit eines österreichi-
schen Anschlusses an eines seiner Nach-
barländer hindeutete – was die europäi-
sche Nachkriegsordnung, deren Erhalt
Hauptaufgabe des Völkerbundes war, in
eine fundamentale Krise gestürzt hätte.14

einer schwierigen Lage. Als Rumpfstaat,
der aus dem deutschsprachigen Teil des
zerfallenen Habsburgerreichs entstanden
war, war Österreich von den rohstoff-
reichsten und landwirtschaftlich produk-
tivsten Regionen des alten Reiches abge-
schnitten worden. Ein massiver Einbruch
des Handels in den ehemaligen Habsbur-
ger Gebieten löste in der Alpenrepublik
eine Depression aus, gegen die der bank-
rotte Staat kaum etwas ausrichten konn-
te. Die Lage spitzte sich mit einer galop-
pierenden Inflation zu, die im Sommer
1922 ihren Höhepunkt erreichte. Doch
gerade als die Lebensfähigkeit des jun-
gen Staates so zweifelhaft wie noch nie
schien, griff der Völkerbund ein: Auf
Grundlage der Genfer Protokolle, einer
von der noch im Entstehen begriffenen
EFO (damals noch Provisorisches Wirt-
schafts- und Finanzkomitee genannt) ge-
schmiedeten Vereinbarung, organisierte
der Völkerbund Garantien für öster-
reichische Staatsanleihen im Wert von
650 Millionen Goldkronen – den „ersten
Rettungsschirm“7 der modernen Ge-
schichte. Ein Jahrzehnt später wurden
die Bedingungen dieser Vereinbarung im
Lausanner Protokoll von 1932 bekräftigt,
einem weiteren von der EFO organisier-
ten Rettungsschirm, der Österreich hel-
fen sollte, die Folgen der Weltwirt-
schaftskrise zu bewältigen.

In der revisionistischen Geschichts-
schreibung wird diese Intervention des
Völkerbunds als „großer Erfolg“8 gefei-
ert: Diese habe nicht nur die galoppie-
rende Inflation beendet, sie sei auch ein
„heldenhafter“ Moment9 gewesen, in
dem internationale Experten den „umfas-
senderen Interessen der internationalen
Gemeinschaft“10 Vorrang vor engstirni-
gen national(istisch)en Interessen ein-
räumten, um aus dem „Chaos“ wieder
„Ordnung“ zu schaffen. Diese Erzählung
ist mittlerweile zur Mainstream-Dar -
stellung des finanziellen Wiederaufbaus
von Österreich geworden.11 Sie steht je-
doch in einem Spannungsverhältnis zu

I
n den letzten Jahrzehnten hat sich in
der Historiographie des Völkerbunds
eine revisionistische Wende voll -

zogen: Auch wenn es dem Völkerbund
nach seiner Gründung im Gefolge des
Ersten Weltkriegs nicht gelang, künftige
(Welt-)Kriege zu verhindern, so habe er
doch beträchtliche Erfolge bei der Schaf-
fung von Methoden multilateralen Regie-
rens erzielt, die bis heute fortbestehen,
stellen RevisionistInnen gern fest.1 Dabei
beziehen sie sich oft auf die Economic
and Financial Organization (EFO) als
positives Beispiel, denn diese habe viele
„best practices“ etabliert, die Wirtschafts-
politik auf der ganzen Welt weiterhin
prägen: Heute gilt die EFO als Vorgänge-
rorganisation des Internationalen
Währungsfonds, der Weltbank sowie der
Europäischen Union.2 Angesichts der
bahnbrechenden Leistungen der EFO in
der Erhebung von wirtschaftlichen Daten
sowie in der Förderung von Zusammen-
arbeit zwischen internationalen Experten
verweist Susan Pederson auf ihre „solide
Erfolgsbilanz“.3 Obwohl politische Um-
stände, die jenseits ihrer Einflussnahme
lagen, viele ihrer Ziele vereitelten, resü-
miert Patricia Clavin, habe die EFO zu-
mindest versucht, „das Leben der Men-
schen durch wirtschaftliche, soziale und
gesundheitliche Initiativen zu verbessern“
und damit „langfristig politische Stabilität
und Frieden zu fördern“.4 In einem be-
merkenswert idealistischen Tenor geht die
Oxford-Historikerin Clavin sogar so weit,
die Haltung der EFO als „ein Glaubens -
bekenntnis zur ultimativen Vernunft der
Menschheit“ zu charakterisieren.5

Der vorliegende Beitrag zielt darauf
ab, diese Erzählung im Lichte einer der
bedeutendsten Episoden in der
 Geschichte der EFO kritisch zu unter -
suchen: des finanziellen Wiederaufbaus
von Österreich, den die EFO in den
1920er Jahren anführte und bis in die
1930er Jahre hinein begleitete.6 Nach
dem Ersten Weltkrieg befand sich die
junge Republik (Deutsch-)Österreich in
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Schließlich wurden am 4. Oktober die
Genfer Protokolle unterzeichnet. Ent-
sprechend der zentralen Bedeutung der
Bewahrung des österreichischen Staates
für den Völkerbund bekräftigte das erste
dieser drei Dokumente Österreichs Be-
kenntnis zu seiner eigenen Unabhängig-
keit, wie bereits 1919 im Vertrag von
Saint-Germain festgeschrieben wurde.
Das zweite und dritte Protokoll legten
hingegen die Bedingungen fest, unter de-
nen der bankrotte Staat gerettet werden
sollte. Um der Abwärtsspirale der öster-
reichischen Währung und des Staats-
haushalts ein Ende zu setzen, garantier-
ten die Regierungen Großbritanniens,
Frankreichs, Italiens und der Tschecho-
slowakei Kredite in Höhe von bis zu 650
Millionen Goldkronen, die die öster-
reichische Regierung selbst über Kapi-
talmärkte aufnehmen musste. Im Gegen-
zug bot Österreich seinen Gläubigern als
Sicherheit nicht nur seine Einnahmen
aus Zöllen und dem staatlichen Tabak-
monopol. Zudem musste die junge Repu-
blik eine Reihe von finanz-, geld- und in-
dustriepolitischen Reformen durch-
führen, um ihren Haushalt innerhalb von
zwei Jahren zu sanieren. Doch damit
nicht genug: Ebenfalls musste das öster-
reichische Parlament eine Verfassungs-
reform verabschieden, die der Regierung
die uneingeschränkte Befugnis einräum-
te, Maßnahmen zum Haushaltsausgleich
ohne dessen Zustimmung durchzu-
führen, und um die Umsetzung dieser
Maßnahmen sicherzustellen, musste sich
Österreich der Haushaltskontrolle durch
einen vom Völkerbund ernannten Gene-
ralkommissar unterwerfen. Diese Rolle
wurde von Alfred Zimmerman übernom-
men, der zuvor Bürgermeister von Rot-
terdam gewesen war. Nach seinem An-
tritt als Generalkommissar im Dezember
1922 erhielt der niederländische Liberale
Zimmerman die Kontrolle über die Kon-
ten, auf denen die durch das Rettungs-
programm beschafften Geldmittel lagen.
Er wurde mit der Befugnis ausgestattet,
diese Mittel vorzuenthalten, sollte er mit
den Haushaltsentwürfen, die die öster-
reichische Regierung jeden Monat an ihn
abgeben musste, nicht zufrieden sein.
Vor allem diese letzte Maßnahme hat zu
Vorwürfen geführt, das Genfer Pro-
gramm habe Österreich eine „ausländi-
sche Finanzdiktatur“ auferlegt.15 Selbst-
verständlich wird diesem Vorwurf von
Völkerbund-RevisionistInnen heftig
 widersprochen.16 Allein seine Existenz
widerlegt jedoch das alte Klischee, der
Völkerbund sei deswegen gescheitert,
weil seinen Verträgen Durchsetzungs-

weder staatliche Unternehmen privatisie-
ren oder sie gewinnorientiert betreiben
müssen, andererseits habe der Staat die
 Kosten für den öffentlichen Dienst um
ein Drittel senken müssen.21

Die ausdrückliche Betonung des „Ab-
baus“ im Anhang zu den Genfer Proto-
kollen gibt Aufschluss über die Natur
des Völkerbund-Programms für Öster-
reich. Wie die konkreten Vorgaben der
EFO zum Haushaltsausgleich zeigen,
zielte dieses Programm nicht einfach auf
einen „Wiederaufbau“ (reconstruction)
oder auf eine „Sanierung“ ab, sondern
genauer gesagt auf eine Sanierung durch
Abbau bzw. durch eine Reduzierung der
Staatsausgaben und der staatlichen Be-
teiligung an der Wirtschaft im weiteren
Sinne – oder auf die Durchsetzung eines
wirtschaftspolitischen Rahmens, der
heute üblicherweise als Austerität be-
zeichnet wird. Von 1922 bis 1926, also
in der Zeit, in der das Programm offiziell
in Kraft war, wurden Kürzungen dieser
Art flächendeckend durchgeführt. Sie
werden besonders ausführlich in der For-
schung von Barbara Warnock behandelt,
aus der hier einige Beispiele angeführt
werden können: Mehr als 85.000 (28
Prozent) der Beamten wurden gekündigt;
Subventionen für die Eisenbahn wurden
gestrichen und das System wurde auf ge-
winnorientierter Basis umstrukturiert;
Postgebühren wurden um 50 Prozent
 erhöht; Ausgaben für das Gesundheits -
wesen wurden um 25 bis 30 Milliarden
Kronen gekürzt, was zu Krankenhaus-
schließungen führte; und Pensionen für
Kriegsveteranen und -witwen wurden
ebenfalls gekürzt.22

Des Weiteren wurden geplante staat -
liche Investitionsprojekte gestrichen,
auch wenn sie die Produktionskapazität
der Wirtschaft in Österreich erhöht und
somit zur Überwindung der strukturellen
Ursachen seiner Wirtschaftskrise beige-
tragen hätten, da die im Rahmen des Ret-
tungsplans aufgenommenen Kredite
nicht für neue Investitionen vorgesehen
waren. So wurde beispielsweise ein An-
trag auf ein Darlehen für Investitionen in
den Ausbau der Wasserkraft auf Geheiß
der EFO abgelehnt,23 ebenso wie Dar -
lehensanträge für Investitionen in das
 Eisenbahnnetz.24 Zwar umfassten neben
zahlreichen Kürzungen die von der EFO
forcierten Sanierungsmaßnahmen auch
einige Steuererhöhungen, doch betrafen
diese in erster Linie „regressive“
 in direkte Steuern von etwa Rohstoffen
oder Konsumartikeln anstatt „progressi-
ver“ direkter Steuern von Einkommen
oder Vermögen.

mechanismen fehlten: Im Falle seiner
österreichischen Intervention setzte der
Völkerbund seine politischen Vorgaben
durch die so genannte power of the purse
– die Macht des Geldbeutels – recht
wirksam durch.

Was genau waren diese Vorgaben zur
Sanierung des österreichischen Haushal-
tes? In Bezug auf die Geldpolitik war die
österreichische Regierung durch die
Genfer Protokolle verpflichtet, „jeg -
liches Recht zur Ausgabe von Papiergeld
aufzugeben“ und eine Zentralbank zu
gründen, die allein die Kontrolle über die
Geldmenge übernehmen sollte. Diese
Bank sollte „vollständige Autonomie in
ihren Beziehungen zur Regierung“ ge-
nießen, obwohl es irreführend wäre, sie
als unabhängig zu bezeichnen: Wie das
dritte Protokoll festlegte, konnten die Sta-
tuten der Bank geändert werden, wenn
die EFO dies „für notwendig erachte-
te“.17 Auf Initiative von Vertretern des
Völkerbundes und der Garantiemächte
war sie gezwungen, einen ausländischen
Berater zu ernennen, der alle wichtigen
Entscheidungen ihres Vorstands abseg-
nen musste.18 Am 18. Mai 1923, nur we-
nige Monate nach Aufnahme ihrer Tätig-
keit in Jänner desselben Jahres, legte die
Österreichische Nationalbank den Wert
der Krone an den goldgedeckten US-
Dollar fest und machte Österreich damit
zum zweiten europäischen Staat (nach
Litauen), der den Goldstandard wieder
einführte, nachdem dieser während des
Ersten Weltkriegs weitgehend aufge -
hoben wurde.19 Die neue Bank bewahrte
auch laut Eduard März und Fritz Weber
ein „gemessen an dem des westlichen
Auslandes“ so hohes Zinsniveau, dass
dieses „ein manchmal geradezu grotes-
kes Ausmaß erreichte“.20 In Bezug auf
die Finanz- und Industriepolitik sah eine
als Anhang zu den Genfer Protokollen
veröffentlichte Erklärung der EFO vor,
dass Österreich die Preise für staatliche
Dienstleistungen und für Konsumgüter
staatlicher Unternehmen erhöhen mus-
ste; ausdrücklich genannt wurden in die-
sem Zusammenhang Maßnahmen wie
„die Erhöhung der Eisenbahn-, Post-,
Telegrafen- und Telefongebühren“ und
„die Erhöhung der Preise, zu denen die
Produkte des Tabak- und Salzmonopols
verkauft werden“. Insgesamt seien laut
der Erklärung die beiden „wichtigsten
erforderlichen Maßnahmen“ für Öster-
reich ein „Abbau der staatlichen Indus -
trieunternehmen“ (reduction of state in-
dustrial enterprises) und ein „Abbau der
Beamtenzahl“ (reduction of officials) ge-
wesen: Einerseits habe Österreich ent -



Beiträge 3

3/25

glichen und seine Währung sta-
bilisiert hätten? Schaffte dieses
Programm, indem es Chaos be-
seitigte und Ordnung wiederher-
stellte, die Bedingungen für eine
nachhaltig funktionierende Wirt-
schaft? Oder verlängerte es bloß
depressive Bedingungen, die
sich nach dem Einsetzen der
Weltwirtschaftskrise noch ver-
schlimmerten? Mit diesen Fra-
gen verbunden sind auch weitere
Fragen der nationalen Souverä-
nität und des wirtschaftlichen
Imperialismus. Hat die EFO
Österreich gegen seinen Willen
auf Geheiß ausländischer Ban-
kiers Sparmaßnahmen auferlegt?
Oder wurden die Sparmaßnah-
men im Rahmen einer freiwilli-
gen Partnerschaft zwischen der
EFO und der österreichischen
Regierung umgesetzt?

Einige Völkerbund-Revisioni-
stInnen räumen ein, dass der in
den Genfer Protokollen vorgese-
hene Austeritätskurs ernsthafte
Probleme verursachte. Dennoch
verteidigen sie das Wiederaufbau -
programm insgesamt. Eine solche be-
dingte Verteidigung formuliert Patricia
Clavin wie folgt: Zwar habe die von der
EFO forcierte Rückkehr Österreichs zum
Goldstandard „hohe Steuern, niedrige
Löhne für öffentliche Angestellte und
ein vergleichsweise geringes Wirt-
schaftswachstum“ zur Folge gehabt, was
zu einem „erheblichen Deflationsdruck“
geführt habe. Das Programm sei aber
letzten Endes eine „beeindruckende
Leis tung“ gewesen, da es die Krone sta-
bilisiert und den österreichischen Haus-
halt saniert habe. Zudem seien die Pro-
bleme des Programmes nicht der EFO
anzu lasten, sondern der „Goldstandard-
Ideologie“, die „die Wirtschaftspolitik
weltweit in den 1920er Jahren dominier-
te“: als Organisation für die Förderung
von Zusammenarbeit zwischen interna-
tionalen Experten habe die EFO lediglich
„das damals herrschende wirtschaftliche
Denken widergespiegelt“, als sie die
Genfer Protokolle ausarbeitete; in den
1930er Jahren habe sie jedoch „neue,
kreative Ansätze für die wirtschaftliche
Zusammenarbeit gefördert“.27 Worin sol-
che Ansätze bestanden oder wann sie an-
fingen, konkretisiert Clavin allerdings
nicht.  Jedenfalls scheinen die erheblichen
Ähnlichkeiten zwischen den Genfer Pro-
tokollen von 1922 und dem Lausanner
Protokoll von 1932, auf die Clavin nicht
ein geht, darauf hinzudeuten, dass die

EFO zumindest bis in die frühen 1930er
Jahre an ihrer Austeritätspolitik festhielt.

In ihrer Verteidigung der Genfer
 Sanierung behauptet Clavin nicht, dass
der Goldstandard im Speziellen oder
Austerität im Allgemeinen aus techni-
scher Sicht notwendig gewesen seien,
um die Finanz- und Währungskrise
Österreichs zu lösen. Vielmehr scheint
sie zu implizieren, andere Ansätze zur
Krisenbewältigung hätten auch funktio-
nieren können, wenn nur die historische
Dominanz der Austeritätsideologie (bzw.
„Goldstandard-Ideologie“) ihre Umset-
zung nicht verunmöglicht hätte. Im Ge-
gensatz zu dieser Deutung argumentiert
der Historiker Nathan Marcus, die Aus-
teritätspolitik sei – so „kostspielig,
schmerzhaft und politisch schwierig“28

sie auch war – sehr wohl unverzichtbar
gewesen, um Österreichs Wirtschaft wie-
der auf Kurs zu bringen. Ausgehend von
dieser Annahme widerspricht Marcus
vehement der Auffassung, die Genfer
Sanierung habe eine „ausländische
 Finanzdiktatur“ errichtet.29 Ihm zufolge
kehre diese Lesart die Dinge um: Durch
seine Einführung einer „multilateralen
Finanzkontrolle“ (Marcus’ bevorzugter
Begriff für „ausländische Finanzdikta-
tur“) habe der Völkerbund der öster-
reichischen Regierung eigentlich einen
Gefallen getan, denn diese Kontrolle ha-
be der Regierung „einen Sündenbock ge-
schenkt, dem man unpopuläre Maßnah-

Der durch die Genfer Protokolle fest-
gelegte Austeritätskurs schaffte es zwar,
die galoppierende Inflation zu beenden
und den österreichischen Haushalt aus-
zugleichen. Da diese Ziele jedoch durch
Kürzungen der öffentlichen Investitio-
nen bei gleichzeitiger Erhöhung der
Steuerlast für die allgemeine Bevölke-
rung erreicht wurde, führte der Kurs
auch zu einer erheblichen Unzufrieden-
heit. Diese äußerte sich in einer wach-
senden Unterstützung für die groß -
deutsche Bewegung, denn, wie Peter
Berger schreibt, „Befürworter einer
österreichisch-deutschen Vereinigung
behaupteten, dass das wirtschaftliche
Elend, unter denen [im Rahmen des Wie-
deraufbauprogramms] hunderttausende
Österreicher zu leiden hatten, hätte ver-
mieden werden können, wenn anstelle
der anglo-französischen Kredite deutsche
Wirtschaftshilfe gewährt worden wäre“.25

Letztlich veranlasste diese Reaktion auf
das Elend – nicht das Elend selbst – den
Völkerbund dazu, sein Programm früh-
zeitig zu beenden. Dennoch setzte nach
dem Abzug des Völkerbundes kein neuer
wirtschaftspolitischer Kurs ein, denn die
Arbeiterfeindlichkeit des alten passte nur
allzu gut zur Weltanschauung der christ-
lichsozialen österreichischen Regierung.
Auch beim Völkerbund selbst kam es in
den darauffolgenden Jahren, trotz der
Unbeliebtheit seines Pro grammes, zu kei-
nem wirtschaftspolitischen Überdenken:
Als 1931 die Auswirkungen der Welt-
wirtschaftskrise einen Bankenzusammen-
bruch und eine weitere Finanz- und
Währungskrise in Österreich aus lösten,
sorgte die EFO dafür, dass der Staat
 Kredite erhielt auf der Grundlage des
Lausanner Protokolls – einem Abkom-
men, dessen Bedingungen „der Genfer
Sanierung nachgebildet“ waren.26

Revisionistische Verteidigungen

Über die Schwere der Krise, mit der
die österreichische Wirtschaft in den un-
mittelbaren Nachkriegsjahren konfron-
tiert war, sind sich WissenschaftlerInnen
weitgehend einig. Jedoch gehen ihre Ein-
schätzungen hinsichtlich der konkreten
Form der Krisenintervention des Völker-
bundes erheblich auseinander. Im Mittel-
punkt dieser Debatten – wenn auch nicht
immer explizit – steht die Frage, wie
Austerität aufzufassen ist. War das Aus-
teritätsprogramm der EFO eine schmerz-
hafte, aber notwendige Maßnahme zur
Rettung der jungen Republik? Oder gab
es alternative Wiederaufbauprogramme,
die zu weitaus geringeren sozialen
 Kosten Österreichs Haushalt ausge -

Plakat zur „Völkerbundanleihe“ des Grafikers
Julius Klinger aus dem Jahr 1923.
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men anlasten konnte, um so den politi-
schen Frieden im Land zu sichern“.30 In
seiner Argumentation bezieht sich Mar-
cus auf umfangreiche Archivalien, die
eine überwiegend bereitwillige Zusam-
menarbeit zwischen EFO-Mitarbeitern
und österreichischen Politikern belegen.
Insbesondere zeigt er, dass Ignaz Seipel
„die Präsenz des Völkerbundes in Wien
begrüßte“, da dieser Seipels „politische
Position gegen über parlamentarischer
Einmischung“ stärkte.31 Diese Beschrei-
bung von parlamentarischer Opposition,
einem Standardmerkmal des politischen
Prozesses in parlamentarischen Demo-
kratien, als „parlamentarische Ein -
mischung“ verdeutlicht, wie fest Marcus
davon überzeugt ist, dass es keine Alter-
native zum von der Genfer  Sanierung
auferlegten Austeritätskurs gegeben
 habe. Die mit Abstand stärkste opposi-
tionelle Kraft, die Sozialdemokratie, be-
nutzte das Parlament in den frühen
1920er Jahren als Bühne, um gegen die
strengsten Maßnahmen des Wiederauf-
bauprogrammes zu agitieren und damit
für die Interessen der arbeitenden Bevöl-
kerung einzutreten.

Keynesianische Kritik

Eine ganz andere Sichtweise auf Aus-
terität liegt keynesianisch geprägten
 Bewertungen der Genfer Sanierung zu-
grunde, von denen sich viele auf sozial-
demokratische Argumente aus der Zwi-
schenkriegszeit stützen. Diese historio-
grafische Strömung betont die schmerz-
haften Auswirkungen der Austerität auf
die allgemeine Bevölkerung. Zudem ar-
gumentiert sie, der Austeritätskurs der
EFO sei zur Lösung der Haushalts- und
Währungskrise nicht nur unnötig, son-
dern sogar kontraproduktiv gewesen. Ein
neueres Beispiel dieser Argumentations-
linie findet sich bei Barbara Warnock.
Warnock räumt zwar ein, dass das Wie-
deraufbauprogramm zumindest kurzfris -
tig seine eng gefassten Ziele der Haus-
haltssanierung und Währungsstabilisie-
rung erreicht habe, hält jedoch fest, dass
der Austeritätskurs „zur Entstehung einer
depressiven Wirtschaftslage in Österreich
beigetragen“ habe. Sie verweist dabei auf
stagnierendes Wachstum, ein anhaltendes
Handelsdefizit, eine hohe Zahl von Un-
ternehmensinsolvenzen sowie auf
Arbeits losenquoten, die sogar die Zeit
der Hyperinflation übertrafen und bis En-
de der 1920er Jahre anstiegen – und das
alles noch bevor die Weltwirtschaftskrise
überhaupt eingesetzt hatte.32

Wenn jedoch – entgegen der Interpre-
tation von Marcus – die Austerität

tatsächlich mehr Schaden als Nutzen für
die österreichische Wirtschaft brachte,
war ihre Umsetzung durch die EFO an-
gesichts der Dominanz der Austeritäts -
ideologie in den 1920er Jahren trotzdem
unvermeidlich, wie Clavin behauptet?
Zwar stimmt es, dass „die Vorstellungen
von antizyklischen Staatsausgaben zu
dieser Zeit noch nicht vollständig ent-
wickelt waren“, wie Warnock selbst ein-
räumt. Doch haben andere keynesiani-
sche KritikerInnen der Genfer Sanierung
darauf hingewiesen, dass es durchaus
 alternative Vorschläge zur Bewältigung
der Krise in Österreich gab. So hat zum
Beispiel Karl Ausch bereits in den
1960er Jahren daran erinnert, dass so-
wohl der Austromarxist Otto Bauer als
auch der „bürgerliche Ökonom“33 und
Journalist Gustav Stolper alternative Plä-
ne zum Ausgleich des österreichischen
Haushalts vorlegten: beide Pläne hätten
die beträchtlichen Gold- und Währungs-
reserven der österreichischen Banken zur
Kapitalbeschaffung genutzt, anstatt Kre-
dite aufzunehmen, die mit Investitions-
beschränkungen verbunden waren.34

 Sowohl Bauer als auch Stolper zufolge
lag die Ursache der österreichischen Kri-
se im Zusammenbruch des Habsburger-
Wirtschaftsraums, wodurch die öster-
reichische Industrie sieben Achtel ihres
durch Zölle geschützten Exportterritori-
ums verloren hatte. Um diese Krise zu
überwinden, habe die österreichische In-
dustrie vor allem ihre Produktionskosten
senken müssen, doch das vom Völker-
bund vorgeschriebene Programm habe
den gegenteiligen Effekt gehabt.

Stolper erklärte: „Der ausschlaggeben-
de Einwand gegen dieses Finanz -
programm ist jedoch [...] der konzentri-
sche Angriff, den der Plan in allen seinen
Teilen auf die Konkurrenzfähigkeit der
Industrie richtet. Phasensteuer, Hoch-
schutzzölle, Vervielfachung der Miet -
zinse, Brotverteuerung, Erhöhung der
Bahntarife und Verteuerung von Gas und
elektrischem Strom treiben von allen Sei-
ten die Produktionskosten der Industrie in
einer Weise hoch, daß an eine Aufrechter-
haltung der Konkurrenzfähigkeit im Ex-
port für die große Masse der österreichi-
schen Industriebetriebe nicht mehr zu
denken ist.“35 An anderer Stelle verurteil-
te Stolper das Programm in noch schärfe-
ren Worten: „Das Unwahrscheinliche an
diesem ganzen Entwurf ist die mechani-
sche Brutalität, mit der er das Problem an-
geht, die Ahnungslosigkeit, mit der er den
Exis tenzbedürfnissen der Wirtschaft, aber
auch den sozialpsychischen Bedingungen
jeder durchgreifenden Reform gegenüber-

steht.“36 Solche Meinungen zeigen, dass
die vermeintliche Dominanz der Auster-
itätsideologie in den 1920er Jahren selbst
unter Mainstream-Ökonomen keineswegs
universell war.

Angesichts der alternativen Vorschlä-
ge zur Genfer Sanierung lässt sich dieses
Programm umso leichter als Misserfolg
bewerten. Zu diesem Schluss kommt
auch Barbara Warnock: „Die Architek-
ten des Schemas“, schreibt sie, „haben
die weiterreichenden sozialen und politi-
schen Auswirkungen ihrer Arbeit nicht
besonders berücksichtigt.“37 War es je-
doch wirklich so, dass die Verfasser der
Genfer Protokolle ihre Arbeit nicht unter
politischen Gesichtspunkten betrachte-
ten? Ein Blick in das Archiv auf ein
 Memo des EFO-Leiters Frank H. Nixon
lässt etwas anderes vermuten. Am
15. April 1922 schrieb Nixon: „Der
österreichische Kontrolleur [der Völker-
bund-Generalkommissar für Österreich,
Anm.] müsste auf einer möglichst konse-
quenten Sparpolitik bestehen, auf der
Entlassung einer großen Anzahl von Be-
amten, auf der Abschaffung aller Arten
von staat lichen Subventionen für die Pri-
vatwirtschaft, auf der endgültigen Ab-
schaffung der Lebensmittelsubventionen
und so weiter. Andererseits müsste er die
Einnahmen steigern und zu diesem
Zweck zwischen Krediten und Steuern,
zwischen direkten und indirekten Steu-
ern wählen. All diese Aufgaben sind nun
einmal so politisch, wie es nur sein kann.
Die Entlassung von Eisenbahnangestell-
ten in Österreich bedeutet einen Konflikt
zwischen der Regierung und der am be-
sten organisierten Gewerkschaft in
 einem Land, in dem die Sozialdemokra-
tie mehr Macht hat als irgendwo sonst in
Europa. Die Abschaffung der Lebens-
mittelsubventionen bedeutet eine Er-
höhung der Lebenshaltungskosten, die
Wahl zwischen den verschiedenen Me-
thoden der Einnahmenerzielung ist die
grundlegende Frage der Klassenpolitik.
Es lässt sich nicht vermeiden, dass die
Wiederherstellung solider Finanzen in
Österreich mit erheblichen Härten für
bestimmte Bevölkerungsgruppen ver-
bunden sein wird. Die Entscheidung,
welche dieser Gruppen davon betroffen
sein werden, ist die Verantwortung, die
der Kontrolleur übernehmen soll.“38

Nixons Anmerkung zeigt, dass führen-
de EFO-Beamte den finanziellen Wie-
deraufbau Österreichs nicht als techno-
kratische Angelegenheit zur Erzielung
bestmöglicher wirtschaftlicher Ergebnis-
se auffassten, sondern als politische Auf-
gabe, bei der Entscheidungen „zwischen



Mattei zufolge sei der Völkerbund ein
wichtiges Instrument dieser Gegenoffen-
sive gewesen. 1920 veranstaltete er in
Brüssel die „erste internationale Finanz-
konferenz der Welt“. Auf dieser Konfe-
renz wurde die These propagiert, die Ur-
sachen für die Wirtschaftskrisen der ver-
schiedenen Teilnehmerländer seien
„nicht etwa strukturelle ökonomische
Widersprüche oder die Entscheidung,
 einen großen, teuren Krieg zu führen“
gewesen, sondern ihre eigenen BürgerIn-
nen, weil diese „sich wünschten, über
 ihre Verhältnisse zu leben“: Austerität
sei daher notwendig gewesen, um die im
Laufe des Kriegs überhöhten Erwartun-
gen von BürgerInnen gegenüber ihren
Regierungen wieder zu senken und da-
mit die „Untergrabung der Säulen des Ka-
pitalismus“ entgegenzuwirken.43 Ein wei-
teres Indiz, dass der Völkerbund – ent -
gegen Patricia Clavin – nicht einfach Op-
fer der Austeritätsideologie war, die „die
Wirtschaftspolitik weltweit in den 1920er
Jahren dominierte“, sondern aktiv zum
Aufbau deren Dominanz beitrug, sieht
man darin, dass die zwei Chefarchitekten
der Austerität im Zentrum der Studie von
Mattei die britischen Ökonomen Basil
Blackett und Otto Niemeyer sind: Sowohl
Blackett als auch Niemeyer waren in den
1920er Jahren Mitarbeiter der EFO, wo
sie für die Umsetzung von Austeritäts -
programmen nicht nur in Österreich, son-
dern auch in Bulgarien oder Griechenland
 direkt verantwortlich waren.44

Wie der Untertitel ihres Buches andeu-
tet, betont Mattei den autoritären Cha-
rakter der Austerität als politisches Pro-
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den verschiedenen Methoden der Ein-
nahmenerzielung“ getroffen werden
mussten. Solche Entscheidungen seien
mit Werturteilen verbunden und mussten
zwangsläufig „bestimmte Bevölkerungs-
gruppen“ stärker belasten als andere.
Nimmt man diese Anmerkung ernst, so
lässt sich Folgendes daraus schließen:
Um die Genfer Sanierung als Erfolg oder
Misserfolg zu bewerten, muss man die
Entscheidung ihrer Architekten für einen
Austeritätskurs nicht nur aus wirtschaft-
licher, sondern auch aus politischer Sicht
betrachten. Und dafür bietet die neue
Studie zu Austerität von Clara E. Mattei
ein nützliches Werkzeug.

Nicht nur ein ökonomisches,
sondern ein politisches Projekt

Heute ist wirtschaftliche Kritik an der
Austerität gang und gäbe. Das Besondere
an Matteis Buch „Die Ordnung des Ka-
pitals. Wie Ökonomen die Austerität er-
fanden und dem Faschismus den Weg
bereiteten“ ist, dass es über diese Kritik
hinausgeht und eine umfassende politi-
sche Theorie der Austerität entwickelt.
Gegen die These, Austerität sei wegen
ihrer ausführlich dokumentierten depres-
siven Wirkungen als eine Form des
„Wahnsinns“39 zu deuten, schlägt Mattei
vor, sie „als eine Reaktion nicht nur auf
Wirtschaftskrisen, sondern auf Krisen
des Kapitalismus an sich“ zu betrachten,
oder als ein „wichtiges Bollwerk zur
Verteidigung des kapitalistischen Sys -
tems.“ Während eine Wirtschaftskrise
 etwa in einer „Verlangsamung des
Wachstums“ oder einem „Anstieg der
Infla tion“ besteht, befindet sich der Ka-
pitalismus selbst nur dann in einer Krise,
„wenn sein zentrales Verhältnis (der
Verkauf von Produkt für Profit) und sei-
ne zwei tragenden Säulen (das Privat -
eigentum an den Produktionsmitteln und
das Lohnverhältnis zwischen Besitzen-
den und Arbeitenden) von der Öffent-
lichkeit angefochten werden, insbeson-
dere von den Arbeiterinnen und Arbei-
tern, die den Kapitalismus am Laufen
halten“. In Zeiten, in denen Auseinan-
dersetzungen dieser Art an der Tagesord-
nung sind, will die Austerität „Alternati-
ven zum Kapitalismus ausschließen“, in-
dem sie die Vorrangstellung des Privat-
eigentums und des Lohnverhältnisses be-
kräftigt – „und nicht, wie oft behauptet
wird, dazu, die Wirtschaftsindikatoren
eines Landes spontan zu verbessern“.40

Sowohl ein Werk wirtschaftspoliti-
scher Theorie als auch eine Geschichte
von Europa der Zwischenkriegszeit, ver-
ortet „Die Ordnung des Kapitals“ die

Entstehung der Austeritätsideologie in
den Jahren unmittelbar nach dem Ersten
Weltkrieg – „einer Zeit beispielloser so-
zialer Organisierung und öffentlicher
Agitation der arbeitenden Klassen“.41

Während des Kriegs, so stellt Mattei fest,
gab es eine Reihe von „außerordent -
lichen staatlichen Maßnahmen […], die
die Kapitalakkumulation durch die
 Eigentümer der Privatindustrie vorüber-
gehend unterbrachen“. Nicht nur wurden
Industrien verstaatlicht und Löhne und
Preise fixiert, sondern Staaten verab-
schiedeten sich vom Goldstandard, der
seit seiner Einführung im 19. Jahrhun-
dert für eine strenge Haushalts- und
Währungspolitik gesorgt hatte. Dieser
Staatsinterventionismus sei notwendig
geworden, um den Krieg zu finanzieren.
Gleichzeitig habe er auch deutlich ge-
macht, „dass Lohnverhältnisse und die
Privatisierung der Produktion – weit da-
von entfernt, ‚natürlich‘ zu sein – politi-
sche Entscheidungen einer Klassen -
gesellschaft waren“.42 Letzten Endes
 habe er die beiden Säulen des Kapitalis-
mus  einer politischen Anfechtung ausge-
setzt – und inmitten der Entbehrungen
der Nachkriegsjahre kam es zu einer Kri-
se des Kapitalismus samt militanten Ar-
beitskämpfen und revolutionären An-
strengungen. Diese Atmosphäre des radi-
kalen Brodelns habe aber wiederum eine
Reaktion von prokapitalistischen Wirt-
schaftsexperten ausgelöst: diese versuch-
ten, die Ideologie der Austerität als ge-
sunden Menschenverstand zu etablieren
und förderten die Übernahme dieser
Ideologie durch Regierungen.

Plakat der Sozialdemokratischen Partei zur Nationalratswahl 1923
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jekt. Zu diesem Zweck unternimmt sie
eine vergleichende Analyse der politi-
schen Ökonomien Großbritanniens und
Italiens in der Zwischenkriegszeit. Ob-
wohl es sich bei ersterem um eine parla-
mentarische Demokratie und bei letzte-
rem um eine faschistische Diktatur han-
delte, zeigt Mattei, dass Austerität in bei-
den Ländern den Kapitalismus schützte,
indem sie demokratische Einflussmög-
lichkeiten im Bereich der Wirtschafts -
politik einschränkte und die strukturelle
Macht der Arbeiterklasse schwächte.
Mattei hebt auch hervor, wie die Befür-
wortung von Austerität durch bürgerliche
Ökonomen maßgeblich zur Konsolidie-
rung des italienischen Faschismus
beitrug, und wie dieser wiederum ohne
jegliche parlamentarische Hemmnisse
Austerität gewaltsam durchsetzen konn-
te. In gewisser Weise liefert Österreich je-
doch ein anschaulicheres Beispiel für die
These, dass Austerität dem Faschismus
den Weg bereitete, denn im Gegensatz zu
Großbritannien und Italien war Österreich
in der Zwischenkriegszeit eine parlamen-
tarische Demokratie (1918/19ff.), die ein
Austeritätsprogramm umsetzte (1922ff.)
und schließlich zu einer faschistischen
Diktatur wurde (1933/34).

Matteis politische Theorie der Auster-
ität ermöglicht eine neue Perspektive auf
die Genfer Sanierung: dieser Theorie zu-
folge begreifen KritikerInnen das We-
sentliche an solchen Austeritätsprogram-
men nicht, wenn sie vor allem auf deren
negative Auswirkungen auf Wirt-
schaftsindikatoren fokussieren, denn eine
Verbesserung von solchen Indikatoren ist
nicht das vorrangige Ziel der Austerität.
Vielmehr besteht dieses darin, in Krisen-
zeiten den Kapitalismus gegen Heraus-

forderungen zu verteidigen. Der „Erfolg“
des Völkerbund-Wiederaufbauprogram-
mes für Österreich muss also unter die-
sem Gesichtspunkt bewertet werden.

Ein „erfolgreiches“ Projekt der
kapitalistischen Restauration

Die Absicht der Genfer Sanierung,
 politische Herausforderungen für den
Kapitalismus zu vereiteln, wird in der in-
ternen Kommunikation der EFO ersicht-
lich – und nicht nur durch das wiederhol-
te Verweisen auf den vermeintlichen
„Bolschewismus“, der die junge Repu-
blik bedroht habe.45 In einem Brief vom
Oktober 1922 über die Ernennung Alfred
Zimmerman zum „Generalkommissar
des Völkerbundes für die wirtschaftliche
Wiederaufrichtung Österreichs“, lobte
Basil Blackett den Rotterdamer Bürger-
meister Zimmerman als „eine sehr gute
Wahl – die bestmögliche“, denn er habe
„in Rotterdam Sozialisten mit Takt -
gefühl und Erfolg bekämpft“.46 Dass die
Fähigkeit, erfolgreiche Kämpfe gegen
Sozialisten zu führen als wichtige Quali-
fikation für den Chefaufseher der Genfer
Sanierung angesehen wurde, ist ein ein-
deutiger Hinweis auf die politischen Zie-
le des Programms.

Obwohl Zimmerman sich während sei-
ner Zeit als Politiker taktvoll verhalten
haben mag, schlug er gegenüber seinen
Völkerbundkollegen einen weniger sub-
tilen Ton an, als er die Notwendigkeit
betonte, Sparmaßnahmen mit eiserner
Hand durchzusetzen. In seinem ersten
Bericht des Generalkommissars über das
Wiederaufbauprogramm schrieb er: „Die
in den Genfer Protokollen geforderten
Reformen sind so streng, dass sie nur von
einer starken und furchtlosen Regierung
durchgeführt werden können. Die Proto-
kolle basieren ja auf Überlegungen dieser
Art, denn sie sehen vor, dass während der
Zeit des Wiederaufbaus die Regierung
mit besonderen Befugnissen ausgestattet
werden muss. Es ist klar, dass die Regie-
rung nicht nur mit außerordentlichen
Kräften ausgestattet werden muss. Sie
muss auch den Willen, den Mut sowie die
Stärke besitzen, um sie anzuwenden, um
den Haushalt innerhalb der relativ kurzen
Zeit, die für diese Umstrukturierungsar-
beit vorgesehen ist, zu sanieren. Kurz ge-
sagt: es ist die Pflicht der Regierung, die
notwendigen Maßnahmen ohne Zögerun-
gen zu ergreifen. Sie darf keinerlei politi-
sche Erwägungen berücksichtigen, selbst
wenn das (wie ich es für unvermeidlich
halte) den Interessen und Wünschen
mehr oder weniger wichtiger Teile der
Bevölkerung zuwiderläuft.“47

Zimmermans Äußerungen legen den
logischen Zusammenhang zwischen
Austerität und Autoritarismus offen, den
Mattei theoretisiert. Angesichts der
„Strenge“ (Nota bene: die wortwörtliche
Definition von „Austerität“) der in den
Genfer Protokollen vorgeschriebenen
Maßnahmen und wie sie den Interessen
„mehr oder weniger wichtiger“ Bevölke-
rungsgruppen schaden würden, gab Zim-
merman gegenüber seinen Kollegen offen
zu, dass deren Durchsetzung eine Regie-
rung mit „außer ordentlichen Kräften“ –
mit Befugnissen, die über die üblichen
demokratischen Prozesse hinausgingen –
voraussetzte. Aus diesem Grund seien
die Genfer Protokolle bewusst struktu-
riert worden, dass sie die Demokratie
einschränkten: Nicht nur übertrugen sie
der österreichischen Regierung die Be-
fugnis, Maßnahmen zum Haushaltsaus-
gleich ohne Zustimmung des Parlaments
durchzuführen, sie schafften auch das
Amt des Generalkommissars, der ein Ve-
torecht über die Haushaltsentwürfe der
Regierung innehatte. In einem Brief an
EFO-Beamte vom 16. Juni 1921 schrieb
Montagu Norman, der Gouverneur der
Bank of England und ein weiterer Archi-
tekt des Wiederaufbauprogramms, dieses
Amt sei mit einer Person von „hohem
Ansehen, großer Autorität und autokrati-
schen Befugnissen“ zu besetzen.48

Weitere Belege für die antisozialis -
tischen Vorurteile der Sanierungsarchi-
tekten finden sich in Äußerungen von Ig-
naz Seipel nach seiner Rückkehr von
Verhandlungen in Genf im September
1922. Er hielt im selben Monat bei einer
christlichsozialen Kundgebung in Wien
eine Rede, die in Bezug auf „Bevölke-
rungsgruppen“ eine auffallend ähnliche
Rhetorik wie Zimmermans Bericht an-
wendete: „Ich gebe zu, ich habe nicht
den vollen Glauben an alle Gruppen der
Bevölkerung und vor allem nicht an alle
Vertreter der verschiedenen Gruppen der
Bevölkerung. Dieser Mangel an Glauben
an eine gewisse Gruppe und Partei in un-
serem Staate ist in der ganzen Welt zu se-
hen. Wenn ich nichts anderes für mich
persönlich aus Genf mitgebracht hätte, als
dass ich gesehen habe, wie in der ganzen
Welt das Misstrauen gegen Österreich auf
jene Zeiten zurückgeht, in denen hier die
Sozialdemokraten die erste Geige gespielt
haben, so wäre die Lehre, die sich daraus
ergibt, schon ein Gewinn für mich. Wenn
es irgend etwas bei uns gibt, was auch
draußen noch ein wirkliches Misstrauen
hervorruft, so sind es gerade gewisse
Überbleibsel aus der Zeit der sozialdemo-
kratischen Vorherrschaft.“49

Alfred Zimmerman (1869–1937), Gene-
ralkommissar des Völkerbundes für die
wirtschaftliche Wiederaufrichtung
Österreichs (1923–1926)
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sacht wurde – „bildete das Ferment für
jene politische Radikalisierung, aus wel-
cher der Faschismus seinen Nutzen zie-
hen konnte, indem er die Schaffung eines
Ständestaates verhieß, in dem jedem sein
angestammter und sicherer Platz angeb-
lich wieder zukommen sollte“.52 Die vor-
liegende Studie hat gezeigt, dass Auster-
ität auch in einem anderen Sinne als
Wegbereiter des Faschismus aufgefasst
werden kann: Als politisches Projekt, das
darauf abzielt, demokratische Einfluss -
möglichkeiten auf die Wirtschaft einzu-
schränken, war die Austerität der Zwi-
schenkriegszeit Vorläufer der umfassen-
deren Einschränkung der Demokratie
durch den Faschismus, der ebenso wie
Austerität in Zeiten kapitalistischer Kri-
sen auftritt. Der Fall von Österreich in
der Zwischenkriegszeit veranschaulicht
dieses Verhältnis, da die politischen
Kräfte, die sich für die Durchsetzung des
Völkerbund-Austeritätsprogramm ein-
setzten, dieselben Kräfte waren, die in
den 1930er Jahren das republikanische
Sys tem durch den Austrofaschismus er-
setzten. Als sie Österreichs parlamentari-
sche Demokratie abgeschafft hatten, er-
hielten sie Unterstützung vom Völker-
bund, denn, wie der Generalkommissar
des Völkerbundes privat zugab, wurde
das Parlament als ein Hindernis für die
Umsetzung der Austerität aufgefasst.

Obwohl dieser Aufsatz eine deutlich
andere Stoßrichtung hat als die gängigen
Erzählungen des Völkerbund-Revisionis-
mus, stimmt er tatsächlich mit zwei der
zentralen Erkenntnisse der revisionis -
tischen Wende überein: die Arbeit der
EFO in Österreich war ein bemerkens-

Lohnsenkungen und einem massiven
Anstieg der Arbeitslosigkeit, wodurch
die Verhandlungsmacht der Arbeiter-
klasse geschwächt und eine Ära politi-
scher Fortschritte für sie endgültig been-
det wurde. In diesem Sinne muss das
Wiederaufbauprogramm als ein „erfolg-
reiches“ Projekt der kapitalistischen
 Restauration aufgefasst werden.

Allerdings hat das Wiederaufbaupro-
gramm den sozialen Unruhen in Öster-
reich kein Ende gesetzt. Die Unzufrie-
denheit der Bevölkerung wuchs in den
1920er Jahren und eskalierte insbesonde-
re nach Beginn der Weltwirtschaftskrise,
wodurch schließlich die Position der
Christsozialen Partei als Kanzlerpartei
bedroht wurde. Als diese 1933 das Parla-
ment auflöste und 1934 das System des
Austrofaschismus gesetzlich formalisier-
te, wurde sie von Zimmermans vom Völ-
kerbund ernanntem Nachfolger unter-
stützt, einem anderen Niederländer
 namens Meinoud Rost van Tonningen,
der mit der Umsetzung des Lausanner
Protokolls beauftragt worden war. „Zu-
sammen mit dem Kanzler [Dollfuß] und
[dem christlichsozialen Finanzminister
Viktor] Kienböck haben wir die Aus-
schaltung des österreichischen Parla-
ments für notwendig gehalten, da dieses
Parlament die Rekonstruktionsarbeit
 sabotierte“, hielt Rost van Tonningen in
einem Tagebuch-Eintrag vom 30. Juli
1934 fest.51 Letztendlich wurde die Zu-
sammenarbeit zwischen der EFO und der
österreichischen Regierung in der Zwi-
schenkriegszeit – die durch die Genfer
Protokolle von 1922 initiiert und durch
das Lausanner Protokoll von 1932 erneu-
ert worden war – von Rost van Tonnin-
gen selbst beendet, als er am 3. August
1936 seinen Rücktritt einreichte. Am
7. August, nach seiner Rückkehr in sein
Heimatland, trat Rost der Nationalsozia-
listischen Bewegung bei, dem nieder -
ländischen Ableger der NSDAP.

Austerität und 
Austrofaschismus

Oft wird behauptet, Austerität in parla-
mentarischen Demokratien diene als
Helfershelfer des Faschismus, da sie den
Lebensbedingungen der breiteren Bevöl-
kerung schadet und dadurch Unzufrie-
denheit mit dem demokratischen Status
quo erzeugt. In Bezug auf die Erste Re-
publik schreiben etwa Hans Kernbauer
und Fritz Weber, die Zerstörung der
wirtschaftlichen Sicherheit der Mittel-
schicht – die zunächst durch die galop-
pierende Inflation, später jedoch durch
die Auswirkung der Austerität verur-

Mit „Überbleibseln“ meinte Seipel die
Erfolge, die die österreichische Arbeiter-
bewegung in den ersten beiden Jahren
der Republik unter einer sozialdemokra-
tisch geführten großen Koalition erzielt
hatte: In dieser Zeit wurden etwa gesetz-
liche Rahmenbedingungen für Tarif -
verträge und Betriebsräte geschaffen und
arbeitsrechtliche Meilensteine wie der
Achtstundentag und bezahlte Urlaubszeit
eingeführt. Dass solche Rechte „ein
wirkliches Misstrauen“ unter Auster-
itätsbefürwortern in Genf (wenn nicht
unbedingt „in der ganzen Welt“) erweckt
hatte, lässt sich kaum überraschen.

Wie schon oben erwähnt, hat Nathan
Marcus durch seine umfangreiche Archiv -
recherche nachgewiesen, dass Völker-
bund-Funktionäre und österreichische
Politiker wie Seipel über die Bestim-
mungen der Genfer Protokolle weitge-
hend einig waren. Aus diesem Grund
 widerspricht er der Behauptung, das Pro-
gramm sei eine „ausländische Finanzdik-
tatur“ gewesen. Tatsächlich hat Marcus
Recht, wenn er Einwände gegen die Un-
terstellung erhebt, das Wiederaufbau -
programm sei Österreich völlig von
außen und ohne Unterstützung von in-
nenpolitischen Akteuren aufgezwungen
worden. Doch die Tatsache, dass Seipel
und seine christlichsozialen Verbündeten
das Programm befürworteten, entlastet
es kaum von den Vorwürfen, es sei auto-
ritär, antidemokratisch oder arbeiter-
feindlich gewesen. Im Gegenteil:
1933/34 war es der christlichsoziale
Kanzler Engelbert Dollfuss, der das Par-
lament auflöste und ein faschistisches
System in Österreich errichtete. Darüber
hinaus diente, wie Marcus selbst ein-
räumt, die in den Genfer Protokollen ver-
ankerte Einschränkung des demokrati-
schen Einflusses auf die Wirtschaft Sei-
pel als nützliches Instrument, um parla-
mentarische Opposition zu umgehen und
seine eigene konservative Agenda voran-
zutreiben. Diese Agenda zielte darauf ab,
die Errungenschaften der Arbeiterklasse
aus den frühen Jahren der Republik rück-
gängig zu machen, wie Seipel selbst in
einer parlamentarischen Debatte im Fe-
bruar 1924 einräumte: in seinen eigenen
Worten strebte er – wie die Chefarchi-
tekten der Austerität – die „Beseitigung
des revolutionären Schutts“ an.50

Die Genfer Sanierung allein war kaum
in der Lage, die neue arbeitsrechtliche
Gesetzeslage aufzuheben. Durch die von
ihr angeordnete Rückkehr zu einer stren-
gen Haushalts- und Währungspolitik, die
auf parlamentarischem Wege kaum mehr
anfechtbar war, führte sie  allerdings zu

Meinoud Rost van Tonningen (1894–
1945), Nachfolger von Alfred Zimmerman
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werter Erfolg der Expertenzusammen -
arbeit und trug zur Wiederherstellung
von Ordnung bei. Aber die vorliegende
Studie liefert jedoch auch eine eigene Er-
kenntnis: nämlich, dass „Expertise“ und
„Ordnung“ keine wertfreien Begriffe
sind. Insbesondere im Bereich der Wirt-
schaftswissenschaften sind ExpertInnen
oft ideologisch geprägt, und der Exper-
tInnenanspruch dient häufig dazu, ideo-
logische Annahmen zu verschleiern.
Gleiches gilt für abstrakte Verweise auf
„Ordnung“ im Gegensatz zu Diskussio-
nen über konkret existierende, historisch
gewachsene Ordnungen. Unter anderem
wurde hier argumentiert, dass die kon-
krete Ordnung, zu deren Wiederherstel-
lung und Befestigung die Genfer Sanie-
rung diente, die kapitalistische Ordnung
war. Wenn man weder diese Ordnung
 historisiert noch bedenkt, dass sie eini-
gen mehr zugutekommt als anderen,
wenn man sich gar nicht die Frage stellt,
ob Alternativen zu dieser Ordnung nicht
nur möglich, sondern auch vielleicht
wünschenswert sein könnten, dann wird
eine positive Sichtweise auf die Genfer
 Sanierung naheliegender, denn so lassen
sich das Leid und die Einschränkung der
Demokratie, die mit Austerität einher -
gehen, leichter als notwendig rechtferti-
gen. Diesem Beitrag liegt aber eine ganz
andere Annahme zugrunde: Eine andere,
bessere Welt war und ist möglich.
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Mitteln verließ, kehrte er 1946 als bes -
tens vernetzter wissenschaftlicher Autor
und politischer Funktionär nach Wien
zurück. Der vorliegende Beitrag wirft
 einen Blick auf diesen Wandel in Hollit-
schers Londoner Jahren.

Karriere in Wien und Flucht

Als Kommunist, Psychoanalytiker und
zum Protestantismus konvertierter Jude
war Hollitscher in mehrfacher Hinsicht
durch die Nazis bedroht. Zum Zeitpunkt
seiner Flucht aus Wien arbeitete er in der
Internationalen Zentralstelle für psycho-
analytische Bibliographie der Wiener
Psychoanalytischen Vereinigung. In die-
ser seit 1937 bestehenden Anstellung
war Hollitscher dafür verantwortlich, in-
ternational erscheinende Publikationen
zur Psychoanalyse zu lesen und eine um-
fassende Bibliografie des wissenschaft -
lichen Feldes zu erstellen. Vermittelt
wurde Hollitscher diese Stelle durch
 Anna Freud (1895–1982), der Tochter
Sigmund Freuds. Sie war zu dieser Zeit
eine wirkmächtige Figur in der kontinen-
talen analytischen Szene und unterstützte
Hollitscher mit einem privat von ihr
 finanzierten Stipendium in der Höhe von
monatlich 100 Schilling. Mit dieser
 finanziellen Absicherung war es Hollit-
scher möglich, sich umfassend seiner
1936 begonnenen, kostenfrei zugesagten
Ausbildung zum Psychoanalytiker zu
widmen. Außerdem unterstützte er den
Wissenschaftler Otto Neurath (1882–
1945) bei seinem Versuch, eine Diszipli-
nen übergreifende wissenschaftliche Ein-
heitssprache auf empirisch-positivisti-
scher Grundlage zu entwickeln. Seine
Korrespondenz mit Neurath bezeugt die
Intention Hollitschers, auch die Psycho-
analyse in dieses System zu integrieren.2

Seine ersten Publikationen, die sich mit
der Wissenschaftsterminologie von Psy-
choanalyse und Behaviorismus auseinan-
dersetzen, können mit dieser Bestrebung
in Zusammenhang gebracht werden.3

Über Hollitschers Tätigkeit in der KPÖ
in den Jahren vor dem Londoner Exil ist
nur wenig bekannt. Dies ist nicht nur der
Quellenlage geschuldet, sondern auch
der Tatsache, dass jenen Mitgliedern der
WPV, die sich in Ausbildung befanden,

S
pätestens 1938 mit dem „An-
schluss“ des austrofaschistischen
Österreichs an Nazi-Deutschland

kam für viele Mitglieder und insbeson-
dere FunktionärInnen der KPÖ der ent-
scheidende Moment, das Land zu verlas-
sen, also ins Exil zu gehen. Auch Walter
Hollitscher (1911–1986) zählt zu jenen
KPÖ-Mitgliedern, die dem angeschlos-
senen Österreich den Rücken kehren.
Nach dem Zweiten Weltkrieg erlangte
Hollitscher vor allem als marxistischer
Philosoph und Volksbildner Bekannt-
heit. Nach seiner Rückkehr 1946 wirkte
er beim Wiederaufbau der Wiener Psy-
choanalytischen Vereinigung (WPV) un-
ter August Aichhorn (1878–1949) mit.1

Nebst seiner Tätigkeit für die WPV leite-
te er im Wien der späten 1940er Jahre
 eine eigene Abteilung für Wissenschafts-
theorie am Institut für Wissenschaft und
Kunst (IWK) und fungierte als Konsulent
für Wissenschaft im Amt für Kultur und
Volksbildung der Gemeinde Wien, wo er
unter anderem Lehrpläne für die Wiener
Volkshochschulen ausgearbeitet hat.

Zwischen 1949 und 1953 lebte Hollit-
scher in Berlin (Hauptstadt der DDR)
und lehrte an der dortigen Humboldt-
Universität, ehe er aufgrund politischer
Ränkespiele nach Österreich zurückkeh-
ren musste. Dort entwickelte Hollitscher
ein umfangreiches publizistisches Œuv-
re, welches bis heute einer vollständigen
Bibliografie harrt. Nebst seiner wissen-
schaftsjournalistischen Arbeiten für die
kommunistische Tageszeitung Volks-
stimme sowie für das KPÖ-Theorieorgan
Weg und Ziel veröffentlichte Hollitscher
mehrere Monografien zu philosophi-
schen, naturwissenschaftlichen, histori-
schen und psychologischen Themen, wo-
bei er stets darum bemüht war, ein nie-
derschwelliges Niveau zu halten, um sei-
nen volksbildnerischen Ambitionen
Rechnung zu tragen. Mit Blick auf Hol-
litschers Lebenslauf und Publikations -
liste fällt die Diskrepanz zwischen der
unmittelbaren Zeit vor und nach dem
Exil auf. Während Hollitscher Wien
1938 als einfaches KPÖ-Mitglied und in
Ausbildung befindlicher Psychoanaly -
tiker mit einem bescheidenen Netzwerk
und noch bescheideneren finanziellen

den so genannten Kandidaten, jegliche
politische Tätigkeit untersagt war. Ein
auch in Deutschland zu beobachtender
Versuch der institutionalisierten Psycho-
analyse, sich ihres genuin gesellschafts-
kritischen Charakters zu entledigen, um
nicht bei den faschistischen Regimen an-
zuecken.4 Hollitschers Flucht war eng
mit der Wiener Psychoanalytischen Ver-
einigung, respektive Anna Freud, koor-
diniert. Bereits 1933 korrespondierte
 Anna Freud mit dem in London lebenden
Analytiker Ernest Jones (1879–1958), zu
dieser Zeit Präsident der British Psycho-
analytical Society (BPS) sowie enger
Mitarbeiter und späterer Biograph Sig-
mund Freuds, um den in Nazi-Deutsch-
land bedrohten jüdischen AnalytikerIn-
nen Hilfestellungen zu leisten und deren
Flucht ermöglichen zu können.

Diese Bemühungen weiteten sich mit
dem „Anschluss“ auf die nun ebenfalls
bedrohten jüdischen österreichischen
Kollegen aus. Im Archiv der BPS erhielt
sich eine 20 Seiten umfassende Liste von
Mitgliedern und Kandidaten der WPV,
ihren bekannten Aufenthaltsorten und
Fluchtplänen.5 Der Weg aus Wien führte
Hollitscher zunächst in die Schweiz nach
Lausanne. Seine Einreise ist für den 18.
März 1938 bezeugt.6 Dort traf Hollit-
scher mit dem Psychoanalytiker Kurt R.
Eissler (1908–1999) zusammen. Obwohl
beide in Wien gelebt hatten und Kandi-
daten der WPV waren, dürften sie sich
erst im Rahmen ihrer Fluchterfahrung
näher kennengelernt haben. Eissler, zu-
vor Analysand und Mitarbeiter von
 August Aichhorn, zeigte sich in einem
1946 geschriebenen Brief an Aichhorn
im Rahmen der Neugründung der WPV
wenig angetan von Hollitscher: „Etwas
stimmt nicht mit ihm charakterologisch.
Ich denke immer an saugende Oralität,
an ein Baby im schlechten Sinne im
  Zusammenhang mit ihm.“7 So kritisch
sich Eissler auch über Hollitschers Cha-
rakter äußerte, so bescheinigte er diesem
doch zugleich eine tadellose, gründliche
wissenschaftliche Arbeit und empfahl
ihn für eine Karriere in der Nachkriegs-
WPV. In der BPS-Liste mit den Namen
geflohener AnalytikerInnen ist für Hol-
litscher handschriftlich vermerkt, dass

„Marxist through and through“
Walter Hollitschers Londoner Exil

zwischen „British Psychoanalytical Society“ und „Austrian Centre“

ChristiAn KAserer
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ihm zu einer Flucht nach England gera-
ten werde und man ihm einen Ein -
ladungsbrief übersandte, in Großbritan-
nien seine Ausbildung zum Analytiker
ab schließen zu können, was sich positiv
auf seinen Visumsantrag auswirken soll-
te. Seinem Antrag auf ein zwölfmonati-
ges Visum für Großbritannien vom Mai
1938 wurde am 4. Juli 1938 stattgege-
ben.8 Am 11. Juli 1938 betrat Hollitscher
bei Newhaven britischen Boden.

Arbeit für die Psychoanalyse

In einem am 4. Mai 1938 verfassten
Brief an den in London lebenden Ernest
Jones empfahl Anna Freud den britischen
Kollegen Hollitscher für eine wissen-
schaftliche Hilfstätigkeit.9 Nicht nur für
eine Beschäftigung, auch für seine Unter-
kunft wurde von Seiten der BPS gesorgt.
Hollitscher wohnte zu Beginn seiner
Londoner Jahre in der Leinster Terrace,
unweit des Hyde Parks, bei der Psycho-
analytikerin Susan Sutherland Isaacs
(1885–1948).10 Um seine Ausbildung
zum Analytiker in London fortsetzen zu
können, musste Hollitscher auch seine
Lehranalyse fortsetzen. Sie ist als psy-
choanalytische Selbsterfahrung –  neben
dem Studium wissenschaftlicher Texte –
der wohl wichtigste Part am Weg zum
Therapeuten. In Wien war Grete Bibring-
Lehner (1899–1977) Hollitschers Lehr-
analytikern. Die aus einer sozialdemokra-
tischen Familie stammende Bibring-Leh-
ner flüchtete zwar auch nach London,
emigrierte von dort jedoch in die USA
weiter. So wurde Wilhelm („Willi“) Hof-

fer (1897–1967) zu Hollitschers Lehr -
analytiker. Hoffer galt als enger Mitarbei-
ter und Berater von Anna Freud.

Einem offiziellen Ansuchen der BPS,
Hollitscher auch in London als Biblio-
graf einzustellen, wurde am 1. Juli 1940
stattgegeben.11 Diese Anstellung erfolgte
trotz Hollitschers inzwischen eindeutiger
politischer Tätigkeiten. Nach Abschluss
seiner Ausbildung wurde Hollitscher mit
6. Mai 1943 zum praktizierenden Analy-
tiker.12 Dorothy Burlingham (1891–
1976), die Partnerin Anna Freuds, und
Ella Freeman Sharpe (1875–1945) bilde-
ten seine Kontrollanalytikerinnen
während seiner bis zu sechs Stunden an-
dauernden täglichen klinischen Tätig-
keit.13 Hollitschers Londoner Adress-
buch bezeugt insgesamt acht Analysan-
den14 im hochfrequenten Setting mit bis
zu sechs Sitzungen je Woche – eine
 finanziell einträgliche Tätigkeit.

Über Hollitschers Arbeit für die Lon-
doner Psychoanalyse heißt es in den
 Akten des britischen Inlandsgeheim-
diensts Security Service (MI5) zu -
sammenfassend: „On 01.07.1940 he be-
came a Bibliographer’s Assistant at the
Institute of Psychoanalysis, 96, Glouce-
ster Place, N.W.1., and on 6.5.1943 he
became Assistant Psychologist with the
same institute.“15 Abseits seiner analy -
tischen Tätigkeit und der Arbeit im bi-
bliographischen Institut hielt Hollitscher
in London Vorträge zur Psychoanalyse.
Hatte er in Wien noch für die WPV über
Biologie vorgetragen,16 so referierte er in
London über Psychoanalyse vor politi-
schen Vereinigungen. Im November
1941 fand etwa eine sechsteilige Vor-
tragsreihe über „moderne Psychologie“
für den Freien Deutschen Kulturbund –
eine von KommunistInnen dominierte
Exilorganisation deutscher Geflüchteter
– statt.17 In Hollitschers Security-Ser -
vice-Akten heißt es dazu, er habe in sei-
nem Vortrag – trotzdem vor einer politi-
schen Organisation gehalten – politische
Themen ausgespart und sich auf die
 Psychoanalyse konzentriert.18 Für den
Freien Deutschen Kulturbund handelte
es sich dabei nicht um die ersten Vor -
träge zur Psychoanalyse. Es ist anzuneh-
men, dass Hollitscher aufgrund seiner
politischen Kontakte verpflichtet wurde
und den Psychoanaly tiker Eduard
 Hitschmann (1871–1957) ersetzte. Vor
Hollitscher trug Hitschmann, ein ebenso
aus Österreich geflohener Analytiker, im
Kulturbund vor allem psychoanalytische
Charakterstudien bekannter Persön -
lichkeiten vor, wanderte jedoch 1940 in
die USA aus.

Mit Blick auf Hollitschers Adressbuch
lässt sich sagen, dass die Psychoanalyse
und die Vernetzung mit ProponentInnen
eben jener in London für ihn von nur
 sekundärer Bedeutung waren. Etwa ein
Drittel der bisher zuordenbaren Namen
gehört zu PsychoanalytikerInnen,
während zwei Drittel zu Personen aus
Hollitschers politischem Umfeld zu
zählen sind. Auffällig ist, dass Hollit-
scher in London vor allem mit aus Wien
stammenden AnalytikerInnen verkehrte,
wobei er gewiss auch mit den britischen
Mitgliedern der BPS in Kontakt stand.
Zwischen den britischen und kontinenta-
len Mitgliedern herrschte zu dieser Zeit
ein Schisma. Um die aus Wien stammen-
de Analytikerin Melanie Klein bildete
sich ab Mitte der 1920er Jahre eine Grup-
pe von AnalytikerInnen, die ihre von
Freud abweichenden Theorien bevorzug-
ten. Diese in London ansässige, auch als
Kleinianer titulierte Gruppe glaubte –
entgegen der kontinental-freudianischen
Tradition – im menschlichen Verhalten
verstärkt sadistisch-aggressive Triebstre-
bungen zu erkennen, setzte die Entste-
hung des Über-Ichs – platt gesagt des Ge-
wissens – deutlich früher an als Freud
und wich gerade in der Analyse von Kin-
dern und Jugendlichen stark von den in
Wien unter anderem von Anna Freud ent-
wickelten Techniken ab. Hitzige Diskus-
sionen wurden bereits vor der massenhaf-
ten Emigration geführt, und so entstan-
den zur Kriegszeit in den „Controversial
Discussions“19 in London drei Gruppen:
die AnhängerInnen von Anna Freud, die
„Kleinianer“ und eine unabhängige, ver-
mittelnde „Middle Group“. Mit wenigen
Ausnahmen sind die analytisch relevanten
Kontakte in Hollitschers Adressbuch der
Gruppe um Anna Freud zuzuordnen. Hol-
litscher dürfte also  darum bemüht gewe-
sen sein, sich aus der Diskussion heraus-
zuhalten und pflegte stattdessen seine
kontinentalen Kontakte weiter.

Politische Tätigkeiten

Hollitschers politische Aktivitäten im
Exil waren von Anfang an evident,
 jedoch trat er erst nach mehreren Jahren
öffentlich als Akteur in Erscheinung. Am
21. November 1939 fand er sich vor dem
„Aliens Tribunal“, einem damals
 üb lichen Vorgang für Geflüchtete von
Seiten der britischen Behörden, um
 deren politischen Gesinnung und poten-
zielle Gefahr für Großbritannien einzu-
schätzen. Er wurde als „Category C-
 Migrant“ eingestuft, also in der am
 wenigsten gefährlich eingeschätzten Stu-
fe.20 Hollitscher unterlag damit keinerlei

Ausschnitt aus dem Londoner Adress-
buch von Walter Hollitscher
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Einschränkungen in seinem alltäglichen
Leben, entgegen jener MigrantInnen, die
etwa aufgrund politischer Tätigkeiten
der  Kategorien A und B zugeordnet wur-
den. Mit dem voranschreitenden militäri-
schen Erfolg des NS-Regimes wurden
jedoch im Frühjahr und Sommer 1940
auch  Migranten der Kategorie C inter-
niert. Hollitscher wurde am 9. Juli 1940
interniert und weniger als einen Monat
später, am 5. August, wieder freige -
lassen. Die ungewöhnlich kurze Dauer
seiner Internierung21 wird in den Secu -
rity-Service-Akten mit gesundheitlichen
Problemen in Beziehung gebracht.22

Im politischen Sinne fiel Hollitscher
dem britischen Inlandsgeheimdienst bis
1941 als regelmäßiger Besucher politi-
scher Veranstaltungen diverser Exilorga-
nisationen auf, vor allem des Austrian
Centre, einer 1939 gegründeten, von
KommunistInnen dominierten Exilorga-
nisation geflüchteter ÖsterreicherInnen,
sowie als nicht in die Öffentlichkeit
drängendes Mitglied, das intern jedoch
sehr engagiert und zunehmend wirk-
mächtig war. Ab 1941 ist eine deutliche
Zunahme der Erwähnungen Hollitschers
in Security-Service-Akten zu konstatie-
ren.23 Hollitscher wurde beispielsweise
vermehrt in Begleitung und beim Aus-
tausch mit bekannten Größen der Exil-
KPÖ wie Franz West gesehen. Bereits
im Jänner 1941 war Hollitscher mit an-
deren Kommunisten in die Gründung der
Firma Astu Studios Ltd. involviert. Das
Unternehmen handelte, so die Berichte,
mit von MigrantInnen produzierten
Kunstgegenständen, offenbar zur finan-
ziellen Unterstützung der Geflüchteten.24

Mit der Gründung des Free Austrian
Movement (FAM) als Dachverband
österreichischer Exilorganisationen in
Großbritannien im Dezember 1941 trat
Hollitscher nun offensiv als politischer
Akteur auf. Es ist anzunehmen, dass er
sich bis zur Gründung des FAM zurück-
hielt, zunächst auf seine Arbeit für die
Psychoanalyse und kleinere Geflüchtete-
norganisationen fokussierte, ehe er im
FAM eine Möglichkeit sah, sich um -
fassend und öffentlichkeitswirksam ein-
bringen zu können. Ab 1941 trat Hollit-
scher als Autor für den Zeitspiegel, einer
Publikation des Austrian Centre, sowie
als Vortragender für das Austrian Centre
und das FAM, auf. Thematisch lassen
sich die Beiträge in zwei Kategorien
 fassen: Einerseits schrieb und sprach er
über österreichische Kultur, wobei das
Themenspektrum Beiträge über Kaffee-
hauskultur bis hin zu österreichischer
Philosophiegeschichte umfasste. Ande-

tätig waren. Das Urteil des MI5 war klar:
„Dr. Hollitscher: one of the chief persons
of the committee of the Austrian Centre.
Marxist through and through.“31

Exil als Transformationsphase

Das Londoner Exil markiert für Walter
Hollitscher eine entscheidende Zäsur. Er
verließ Wien 1938 als mittelloser Kandi-
dat der Psychoanalyse mit einem kleinen
wissenschaftlichen Netzwerk und ohne
größere politische Sichtbarkeit, kehrte
aber 1946 als profilierter marxistischer
Intellektueller und politischer Funktionär
nach Wien zurück. In London setzte er
zwar seine Ausbildung fort, schloss seine
Lehranalyse ab und praktizierte zeitwei-
se selbst als Analytiker, doch blieb diese
Tätigkeit für ihn eher ein ökonomisches
und institutionelles Standbein denn ein
identitätsstiftendes Zentrum. Von größe-
rem Gewicht waren seine politischen
Aktivitäten, die nach einer anfänglichen
Phase vorsichtiger Teilhabe rasch an In-
tensität gewinnen. Mit der Gründung des
Free Austrian Movement und seiner Ein-
bindung in das Austrian Centre rückte
Hollitscher weit ins Zentrum der öster-
reichischen Exilpolitik. Er übernahm
rasch leitende Funktionen – etwa als
 Vizepräsident des Austrian Centre oder
als Generalsekretär des Exil-PEN-Clubs
– und profilierte sich zugleich publizi-
stisch. Im Zeitspiegel, der Zeitschrift des

rerseits beschäftigte sich
Hollitscher mit der Fra-
ge, wie man mit Auf-
klärung und Erziehung
im Nachkriegsösterreich
das ideologische Erbe
der Nazis überwinden
könne. Nebst einer De-
konstruktion der auch
schulisch vermittelten,
national sozialistischen
Rassentheorie, stellte
sich Hollitscher dabei
auch konkret die Frage,
mit welchen Mitteln
Schulerziehung verhin-
dern könne, dass künfti-
ge Generationen erneut
in die Fänge des Fa-
schismus geraten.25 Die-
se inhaltliche Breite war
ganz im Sinne der Publi-
kationsstrategie des Aus-
trian Centre und der
Zeitspiegel-Redaktion.26

Man wollte sich mit sol-
chen Beiträgen in die
Diskussion um eine
österreichische Eigen-
staatlichkeit einbringen und zugleich in
Position bringen für konkrete Aktionen
nach dem Krieg.27

Ab 1942 war Hollitscher Vizepräsident
des Austrian Centre. Überhaupt wusste
er in seiner Londoner Zeit diverse Funk-
tionen in seiner Person zu bündeln. Ne-
ben seiner Rolle als Vizepräsident des
Austrian Centre war er Vorsitzender der
Refugee Teachers Association sowie des
Committee for an Xmas for interned
 refugees28 sowie Generalsekretär des
österreichischen Exil-PEN-Clubs. Der
österreichische Exil-PEN-Club stand in
enger personeller Verbindung zum Aus-
trian Centre sowie zum FAM und hatte
bis zu dessen Tod am 23. September
1939 – wie auch das Austrian Centre
selbst – Sigmund Freud als Ehrenpräsi-
denten.29 Überdies fiel Hollitscher als
vielschichtiger Netzwerker auf. Die Ak-
ten des Security Service berichten etwa
von klandestinen Treffen im Reading
Room des British Museum mit anderen
kommunistischen Geflüchteten, Geheim-
dienstlern und Kulturschaffenden.30

Auch sein Londoner Adressbuch weist
Hollitscher als erfolgreichen Netzwerker
aus. Seine Kontakte reichten von poli-
tisch aktiven Schriftstellern wie Elias
Canetti oder Erich Fried über diverse
KPÖ- und KPD-FunktionärInnen bis hin
zu Edith Tudor-Hart und Peter Smolka,
die zu dieser Zeit auch für den NKWD

Walter Hollitscher (1911–1986) im Jahr 1945



Austrian Centre, wie auch in öffent -
lichen Vorträgen thematisierte er einer-
seits die österreichische Kulturgeschich-
te, andererseits Fragen der politischen
und pädagogischen Erneuerung nach
dem Nationalsozialismus. Seine Ausein-
andersetzung mit Rassentheorien und der
Frage, wie Schulerziehung künftige Ge-
nerationen vor dem Faschismus bewah-
ren könne, verwies bereits auf sein späte-
res volksbildnerisches Programm.

Zugleich zeigen sein Londoner
Adress buch und damalige Geheim-
dienstberichte eine klare Verschiebung
seiner sozialen Beziehungen: Zwei Drit-
tel seiner Kontakte entstammten dem po-
litischen Milieu, nur etwa ein Drittel dem
psychoanalytischen Umfeld. Damit er-
wies sich das Exil als Katalysator, in
dem Hollitscher zwar die Psychoanaly-
seausbildung abschloss, sie jedoch zu-
nehmend als didaktisches Werkzeug im
Rahmen einer marxistischen Auf-
klärungsstrategie verstand. Hollitscher
selbst formte sich zum Netzwerker,
Funktionär und Publizisten – ein Rollen-
bild, das auch seine Nachkriegskarriere
maßgeblich bestimmen sollte.
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die Provinzhauptstadt der gleichnamigen
Provinz im Nordosten der Türkei.

Beziehung zweier sich 
erneuernder Staaten

Im Ersten Weltkrieg hatte das Osmani-
sche Reich an der Seite der Mittelmächte
gegen die Entente gekämpft. Das Jahr
1918 markiert zwar das Ende des Ersten
Weltkriegs in Europa, vergessen wird
 jedoch oft, dass der Krieg für das Osma-
nische Reich nahtlos bis 1922 weiter-
ging. In der Historiographie wird für die
Fortführung der Kämpfe die Bezeich-
nung „Türkischer Befreiungskrieg“ ver-
wendet. Gemeint ist damit die Mobilisie-
rung der verbliebenen osmanischen
Truppen gegen die Okkupation durch
Teile der Entente, allen voran durch
Großbritannien und das Griechische
 Königreich, sowie zeitweise durch die
Dritte Französische Republik und mini-
mal das König reich Italien.

Neben dem Vereinigten Königreich
war das Russländische Imperium der
Hauptgegner des Osmanischen Reiches.
Die Kämpfe zwischen den osmanischen
und russländischen Truppen wurden fast
ausschließlich im Kaukasus ausgetragen.
Mit dem Ende Oktober 1918 unterzeich-
neten Waffenstillstand von Moudros,
 einem von der Entente erzwungenen
Diktatfrieden, wurde das Osmanische
Reich durch die harten vertraglichen Be-
stimmungen nicht nur militärisch, son-
dern auch wirtschaftlich erheblich ge-
schwächt. Eine Offizierselite um
Mustafa Kemal (später Atatürk) akzep-
tierte diese de facto Kapitulation des Os-
manischen Reiches nicht und organisier-
te den Widerstand dagegen. In diesem
Befreiungskrieg wurden auch Kämpfe
gegen armenische Verbände ausgetra-
gen, die von der Demokratischen Repu-
blik Armenien unterstützt wurden.1 Im
Zuge dieses Kriegs wurde 1920 auch die
Stadt Kars  erneut durch die Truppen des
osmanischen Widerstands eingenom-
men. Die gegnerische Kriegspartei
 waren armenische Milizen, die
 Ansprüche auf Territorien in Ostanato -
lien stellten, wovon auch die  nahe gele-
genen Dörfer der Molokanen betroffen
waren. Die türkische Historiografie
nimmt an, dass diesem Streit nicht nur

D
ie Molokanen sind eine christ-
lich-orthodoxe russische Glau-
bensgemeinschaft, die sich – ab-

gesehen von liturgischen und rituellen
Differenzen – durch ihre soziale Struktur
und verhältnismäßig zurückgezogene
Lebensweise vom Rest der russländi-
schen Slavia Orthodoxa unterscheidet.
Ihre religiöse Abspaltung geht auf kirch-
liche Reformen durch Nikita Minin, be-
kannt als Patriarch Nikon, im 17. Jahr-
hundert zurück. Die aus dem Russischen
stammende Bezeichnung „Molokanen“
resultiert aus dem Wort Moloko, das
Milch bedeutet („Milchtrinker“). Sie
knüpft an die von den Molokanen als
wichtig erachtete Zuführung von Milch
an, was wiederum auf eine biblische
Empfehlung in einem Pastoralbrief des
Apostels Petrus zurückgeht. Die molo -
kanische Gemeinschaft ging Arbeiten im
Agrarsektor nach, war aber auch im
Handwerk tätig.

Ab dem Jahre 1830 setzte Zar Niko-
laj I. eine aggressive Politik der Separie-
rung von Sektenmitgliedern durch, von
der auch die Molokanen betroffen waren.
Als neue Heimat für diese Gemeinschaft
waren Gebiete in den süd lichen Regio-
nen des Russländischen  Imperiums vor-
gesehen. Der staatliche Klerus betrachte-
te die Molokanen als Häretiker, die eine
Gefahr für die Allgemeinheit darstellen
würden. Somit erachtete die zaristische
Führung eine Entwurzelung und geogra-
fische Trennung dieser Glaubensgruppe
als nötig. Einer dieser Orte war die Stadt
Kars im Nordosten Anatoliens, wo in
Folge dieser Umsiedlung Dorfgemein-
schaften der Molokanen entstanden. Das
Gebiet um diese Stadt wurde im Zuge
des Krieges zwischen dem Osmanischen
Reich und dem Russländischen Imperi-
um in den Jahren 1877/78 von den russ -
ländisch- imperialen Streitkräften annek-
tiert. 1918 fiel es durch den Frieden von
Brest-Litowsk an das  Osmanische Reich
zurück. 1919 wurde das Gebiet kurz -
zeitig an Armenien abgetreten, bis es
1920 wieder vom osmanischen Befehls-
haber Kâzım Karabekir eingenommen
wurde. Im Oktober 1921 wurde der
Grenzverlauf zwischen der Türkei und
Sowjetrussland definitiv durch den Ver-
trag von Kars geregelt. Seither ist Kars

geopolitische Motive zugrunde lagen, es
also nicht nur um eine Erweiterung des
Territoriums ging, sondern auch eine
Rettungsaktion osmanischer BürgerIn-
nen beabsichtigt war.

Wenig bekannt ist auch die Rolle von
Lenin, des damaligen Regierungschefs
der RSFSR, in diesem Konflikt. Lenin
zögerte nach der Oktoberrevolution 1917
nicht lange und brachte durch die Ver-
handlungen von Brest-Litowsk der jun-
gen sowjetischen Räterepublik, großen
Teilen Osteuropas sowie anderen
Einfluss gebieten, darunter auch dem
Kaukasus, Frieden. Die Offizierselite um
Mustafa Kemal hoffte auf eine Rücken-
deckung durch die RSFSR. Die Ge-
spräche mit den sowjetrussischen Macht-
habern verliefen weitgehend erfolgreich,
denn neben diplomatischer Hilfe erhiel-
ten die osmanischen Widerstandstruppen
bis 1923 sowohl finanzielle Unterstüt-
zung als auch Waffen und Munition. Zur
Zusammenarbeit zwischen Lenin und
Mustafa Kemal war es gekommen, weil
es die jungtürkische Diplomatie ge-
schafft hatte, die Streithandlungen in
Kleinasien als Kampf gegen den Impe-
rialismus darzustellen. Dadurch, dass die
Westmächte keine Gelegenheit ausgelas-
sen hatten, gegen die Bolschewiki vorzu-
gehen, und der Kreml gleichzeitig poten-
zielle Verbündete suchte, ergaben sich
günstige Voraussetzungen für eine
 Kooperation Sowjetrusslands mit dem
Osmanischen Reich. Außerdem stellten
die Truppen der Entente im Territorium
der Hohen Pforte für Moskau eine Be-
drohung dar, erst recht, nachdem der
Kaukasus 1921 gänzlich in die Einfluss -
sphäre der Roten Armee gefallen war
und die Räte in den neuen südlichen
 Unionsrepubliken ihre Verwaltungs-
strukturen konstituierten.

Die Zusammenarbeit zwischen
 Sowjetrussland und dem Osmanischen
Reich gestaltete sich jedoch alles andere
als reibungslos. Das Verhältnis war
durch Misstrauen auf beiden Seiten ge-
prägt und oft führten die diplomatischen
Verhandlungen zu ungleichen Kompro-
missen und Zugeständnissen. Nichts -
destoweniger war es das Ziel der
Führung der Sowjetrepublik, im Osmani-
schen Reich auf lange Sicht den Sozialis-

Der erste Exodus der Molokanen
Die Emigration einer orthodox-pazifistischen Glaubensgemeinschaft

aus dem Osmanischen Reich nach Sowjetrussland im Jahr 1921
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mus zu verankern, um einen Zugang zu
den islamisch geprägten Teilen der Welt
zu erhalten. Die kolonial ausgebeuteten
muslimischen Völker hätten damit die
Phase der kapitalistischen Produktion
übersprungen und wären mithilfe der
progressiven sowjetrussischen Führung
direkt in die sozialistische Übergangs-
phase eingestiegen. Mustafa Kemal ver-
folgte jedoch andere Ziele: Die Besat-
zungstruppen der Fremdmächte mussten
um jeden Preis vertrieben werden, um
somit einen modernen Nationalstaat mit
einer prägnant säkularen Ausrichtung
etablieren zu können. Die Ursache eines
Zerwürfnisses, das zu diplomatischen
Spannungen in der sowjetrussisch-osma-
nischen Konstellation führte, war die
 Gemeinschaft der Molokanen.

Die Rolle der Molokanen

Kâzım Karabekir, ein damals rang -
hoher Offizier, veröffentlichte in seinem
Memoirenwerk „Unser Befreiungskrieg“
viele Einzelheiten der Zusammenarbeit
zwischen dem Osmanischen Reich und
Sowjetrussland. Der damalige Befehls-
haber der osmanischen Truppen im
Osten Anatoliens schildert in dieser
zweibändigen Veröffentlichung die Ge-
schichte des Befreiungskriegs gegen die
Alliierten in Form persönlicher Erinne-
rungen und Korrespondenzen. Er liefert
dabei auch zahlreiche Details zur Rolle
der Molokanen als osmanische Bürger
und zur Frage, wie es 1921 zur ersten
Auswanderung dieser Minderheit aus
den Dörfern um die Stadt Kars kam.

Die relevanten Aufzeichnungen Kara-

bekirs zu diesem Thema setzen im Jän-
ner 1921 ein. Moskau beauftragte damals
Budu Mdivani, einen sowjetrussischen
Diplomaten, der sich einige Tage in
 einem der molokanischen Dörfer aufge-
halten hatte, mit der Inspizierung von
Telegrafen masten bei Kars.2 Von Febru-
ar bis Mai 1921 fungierte Mdivani als
Botschafter der RSFSR in der Türkei.
Karabekir verdächtigte den Diplomaten,
prosowjetische Propaganda unter den
Molokanen zu verbreiten. Der Ober -
befehlshaber sah aufgrund der Geschich-
te, der gemein samen (russischen) Spra-
che, aber auch der christlich-orthodoxen
Traditionen  eine mögliche Verbunden-
heit der Molokanen mit Sowjet russland
und befürchtete, dass sich die lokale Be-
völkerung als leicht manipulierbare Ziel-
gruppe für sozialistische Propaganda er-
weisen könnte. Sein Verdacht, so schrieb
er, wurde durch das Hissen von roten
Fahnen in einem der Dörfer bestätigt,
was er als feindlichen Akt, konkret als
„einen Umsturzversuch von innen […]
während der Befreiung der türkischen
Nation im Kampf gegen alle imperialisti-
schen Kräfte“,3 interpretierte.

Kâzım Karabekir machte sich schließ-
lich selbst ein Bild von der Lage. Am
6. Februar 1921 wurde von den Molo -
kanen ein Festessen und ein Gottesdienst
veranstaltet, an dem Karabekir mit eini-
gen Begleitern teilnahm.4 Er nutzte diese
Gelegenheit, um die Lebenswelt der
 Molokanen genauer zu studieren. Seinen
Aufzeichnungen nach zu urteilen, ging er
seinen Beobachtungen mit äußerster Prä-
zision nach. Bemerkenswert ist, dass
 Karabekir nicht nur die passive politi-
sche Haltung seiner russischsprachigen
Gastgeber hervorhob, sondern auch auf
kulturelle Aspekte der Feierlichkeiten
einging. Der Gast beschrieb detailliert
die Speisen  sowie den religiösen Sakral -
gesang und hielt fest, dass der Konsum
von Tabak und Alkohol für Molokanen
als große Sünde galt.

Im Frühjahr 1921 stand der Abschluss
eines Friedens- und Freundschafts -
abkommens zwischen dem Osmanischen
Reich und der RSFSR bevor, weshalb
die beiden verbündeten Staaten jeglichen
bilateralen diplomatischen Konflikten
aus dem Weg zu gehen versuchten. Die-
ser Vertrag sollte die Zusammenarbeit
zwischen dem Osmanischen Reich unter
der Führung der jungtürkischen Offiziers -
elite und der Kommunistischen Partei an
der Spitze Sowjetrusslands fixieren und
vertraglich einige Kooperations bereiche
definieren.5 Der am 16. März 1921
 unterschriebene Vertrag von Moskau

 sicherte der Offizierselite um Mustafa
Kemal die Unterstützung durch Sowjet-
russland als offiziellen Verbündeten.
 Neben ungeklärten Fragen zu Grenz -
verläufen zwischen dem Osmanischen
Reich und der Armenischen Sozialis -
tischen Sowjet republik sollte diese zwi-
schenstaatliche Übereinkunft auch den
Status jener BürgerInnen klären, die im
jeweils anderen Staatsterritorium der
Vertragspartner wohnhaft waren. Ge-
meint waren damit sowohl ZivilistInnen
als auch Gefangene aus dem Ersten
Weltkrieg.

Auswanderungswellen

Die osmanische Regierung beschloss
schließlich in einem Dekret die Auswei-
sung der Molokanen. Da dies den Be-
stimmungen des Vertrags von Moskau
widersprach, musste diese Maßnahme
auf eine subtile Art und Weise umgesetzt
werden. Die Molokanen zählten als
 reguläre BürgerInnen, was zur Folge hat-
te, dass die Männer zur Wehrdienstleis -
tung verpflichtet waren.6 Gemäß den re-
ligiösen Anschauungen der Molokanen
galten jedoch jegliche Angelegenheiten,
die mit dem Führen von Waffen oder
dem Töten von Menschen in Verbindung
gebracht werden konnten, als Sünde. In-
sofern bestand das Kalkül der osmani-
schen Regierung darin, durch die Wehr-
pflicht eine Auswanderung der Moloka-
nen nachhaltig herbeiführen zu können.

Der Entschluss, die Molokanen außer
Landes zu bringen, wurde schon im No-
vember des Jahres 1921 umgesetzt. Die
Molokanen widersetzten sich zunächst
dieser geplanten Maßnahme, da sie das
Land nicht verlassen wollten. Kâzım Ka-
rabekir versuchte sogar, den Molokanen
entgegenzukommen, indem er ihnen ein
Angebot machte: Statt aktiven Dienst in
der Armee gegen die Truppen der Besat-
zer zu leisten, sollten die betroffenen
Dorfbewohner zumindest Teile der Ver-
sorgung für die Widerstandstruppen
übernehmen. Auch dieser Versuch blieb
erfolglos. Damit begann der erste Exo-
dus der Molokanen aus dem Osmani-
schen Reich, der sich bis in das Jahr
1922 ziehen sollte.

Dass den Molokanen ein Ultimatum
gestellt worden war, löste zwar in den
Reihen der Bolschewiki Empörung aus,
erwies sich aber in weiterer Folge als un-
bedeutendes Detail, da die Zusammen -
arbeit der beiden Regierungen über dem
Schicksal dieser Minderheit stand und
nicht gefährdet werden sollte.  Eine Pro-
testnote des sowjetrussischen Volkskom-
missars für Auswärtige Angelegenheiten

Kâzım Karabekir (1882–1948), General
im Ersten Weltkrieg und im „Türkischen
Befreiungskrieg“
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die Molokanen daran interessiert, die
 demografischen Voraus setzungen für
weitere Eheschließungen durch Expatri-
ierung aufrecht zu halten. Es mussten
folglich möglichst viele Angehörige ge-
meinsam leben, um Ehen schließen zu
können. Zudem war eine Heirat mit Per-
sonen außerhalb der eigenen Gemein-
schaft untersagt.

Die Anzahl der Molokanen, die
zunächst in den nunmehr in der Türkei
gelegenen Dörfern bei Kars verblieben
und schließlich Anfang der 1960er Jahre
auswanderten, wird auf ca. 1.500 ge-
schätzt. Von diesen siedelte ein großer
Teil in die Sowjet union, ein kleinerer
Teil bevorzugte die USA als Destination,
da es dort bereits eine größere Gemein-
schaft von Molokanen gab. Etwa 1.500
Molokanen leben noch heute im Dorf
İvanovka in Aserbaidschan, das Mitte
des 19. Jahrhunderts von Molokanen ge-
gründet worden war. Es gibt keine exak-
ten demografischen Erhebungen über
Nachfahren der osmanischen Molo -
kanen, die noch heute in der Türkei
 leben. Schätzungen zufolge beträgt deren
Anzahl unter 100 Personen.

Anmerkungen:
1/ Die Demokratische Republik Armenien war
im Mai 1918 aus der Transkaukasischen Demo-
kratisch-Föderativen Republik hervorgegangen,
als sich der armenische Teil aus diesem im
 Februar desselben Jahres gebildeten Staaten-
bund loslöste. Sie existierte bis 1920/22.
2/ Kâzım Karabekir: İstiklal Harbimiz [Unser
 Befreiungskrieg], Bd. 2. Istanbul 62016, S. 1010.

Georgij Tschitscherin an die osmanische
Botschaft in Moskau ließ nicht lange auf
sich warten. Er brachte hierin in
 diplomatischer Sprache das Unbehagen
Moskaus zum Ausdruck7 und erhöhte
damit den Druck auf die jung türkische
Regierung, um die Molokanen vor dem
gestellten Ultimatum zu bewahren. In
 einer Nachricht vom 2. Dezember 1921
forderte Tschitscherin die Auf hebung
des Status der Molokanen als
 osmanische Bürger, die zum Wehrdienst
verpflichtet waren, nannte aber keine
konkrete Alternative hinsichtlich deren
Status’. Im Übrigen drohte der Verfasser
dieser Protestnote im schroffen Ton mit
ähnlichen Maßnahmen gegen Osmanen,
die zum damaligen Zeitpunkt auf sowjet-
russischem Staatsgebiet lebten: „Türken,
die in Russland sind, wird man darüber
unterrichten, wer die Verantwortung für
 ihre schwere Lage trägt. Die Sowjet -
herrschaft kann diese Schuld nicht den
Arbeitermassen zuschreiben […].“8 Ein
tatsächlicher Einzug der Molokanen in
die Reihen der Streitkräfte bzw. eine
Zwangsrekrutierung durch die Wider-
standsarmee ist zwar in keinem Falle be-
legt, dennoch erwies sich diese erste
Auswanderungswelle als die größte.
Schätzungen zufolge verließen 1921
 bereits über 10.000  Molokanen ihre
Heimat dörfer bei Kars Richtung Sowjet-
russland.

Oberbefehlshaber Karabekir hatte die
Idee, noch im selben Jahre die verlasse-
nen Gehöfte, Häuser und Felder weiter-
hin für landwirtschaftliche Zwecke zu
nutzen. Er empfahl eine genaue Inspek -
tion dieser Gebiete, um eine Inventarliste
anzufertigen.9 Bestände, die in den Ver-
lassenschaften vorgefunden wurden,
konnten für militärische Zwecke an der
Front verwendet werden. Ein Grund für
die enorme Anzahl an Molokanen, die
gleich bei der ersten Welle das Land ver-
ließ, war die Tatsache, dass ihnen von
staatlicher Seite Gebiete in der RSFSR
bzw. später in der Union der Sozia -
listischen Sowjetrepubliken zugespro-
chen wurden. Ab 1926 wurden molo -
kanischen Gemeinden in den südrussi-
schen Steppen um Salski gegründet.

Ein weiterer Grund für die hohe Betei-
ligung an der ersten Auswanderungs -
welle der Molokanen war deren religiöse
Regel, die gemäß ihrer Überlieferung
vorsah, dass es zwischen Braut und
Bräutigam mindestens sieben Verwandt-
schaftsgrade geben müsse. Da sich bei
einer geringen Anzahl an Gemein-
schaftsmitgliedern die Heiratsbedingun-
gen erheblich erschwert hätten, waren

3/ Ebd.
4/ Ebd., S. 1020.
5/ Vgl. Andrej B. Reznikov: Sovetskaja Rossija
– Turcija: Ot Pervych Kontaktov do Zaključenija
Moskovskogo Dogovora (16 Marta 1921 g.)
 [Sowjetrussland – Türkei: Von den ersten Kon-
takten bis zum Vertrag von Moskau (16. März
1921)], in: Istoričeskie Nauki, 1. Jg. (2014),
Nr. 1, S. 185–189, hier S. 185.
6/ Vgl. Yavuz Aslan: „Milli Mücadele“. Dönemin-
de Türk-Sovyet ilişkilerinde Molokanlar (Malak-
anlar) Sorunu [Das Problem der Molokanen
(Malakanen) zur Zeit der türkisch-sowjetischen
Beziehungen im „Streit der Nation“], in: Atatürk
Üniversitesi Türkiyat Araştırmaları Enstütüsü
Dergisi [Zeitschrift des Instituts für Türkei-
 Forschung an der Atatürk Universität], 18. Jg.
(2001), Nr. 8, S. 275–307, hier S. 282.
7/ Nota Narodnogo Komissara Inostrannych Del
RSFSR Poslu Turcii v Ali Fuadu [Note des
Volkskommissars für auswertige Angelegen -
heiten an den Konsul der Türkei Ali Fuat], in:
Minis tersterstvo Insotrannych Del SSSR [Minis -
terium für auswertige Angelegenheiten der
UdSSR] (Hg.): Dokumenty Vnejšnej Politiki
 SSSR [Dokumente zur Außenpolitik der
 UdSSR], Bd. 4. Moskau 1960, S. 495f.
8/ Wie in vielen Schriftstücken der Korrespon-
denz zwischen dem Osmanischen Reich und
der RSFSR werden dort osmanische Bürger
pauschal als „Türken“ bezeichnet und die
RSFSR als „Russland“ (ebd., S. 557).
9/ Es ging nicht nur um die Vergabe von ehema-
ligen Gütern und Grundbesitzen der Molokanen,
sondern auch darum, die Verlassenschaften zu
schützen, da zur Zeit des Befreiungskriegs häu-
fig organisierte Raubzüge stattfanden. Vgl.
 Karabekir: İstiklal Harbimiz, S. 1260.

Gruppenfoto von Molokanen, ca. 1870
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vor dem italienischen Faschismus ge-
flüchtet waren, war vor der Ehe mit Sig-
noret von Edith Piaf verlassen worden,
hatte verbissen seine künstlerischen
Qualitäten verbessert und war auf Vieles
neugierig. Aber es gab Grenzen: In den
1950er Jahren war sowohl für Signoret
als auch für Montand eine Reise in die
USA kein Thema, da keine Chance auf
Visa bestand. Beide hatten 1950 den
„Stockholmer Appell“ zur Ächtung der
Atombombe und gegen deren Ersteinsatz
unterschrieben und sich 1951 gegen die
Verfolgung und Verurteilung von Julius
und Ethel Rosenberg als „Spione“ in den
USA eingesetzt. Letzteres gemeinsam
mit Jean-Paul Sartre, Albert Einstein, Pa-
blo Picasso, Fritz Lang, Bertolt Brecht
oder Frida Kahlo als prominente Speer-
spitze einer weltweiten Massenmobili-
sierung. (Die Rosenbergs wurden 1953
hingerichtet.) Darüber hinaus führten sie
Arthur Millers Stück „Hexenjagd“ (The
Crucible; frz: Les Sorcières de Salem), in
dem es indirekt um die Hexenjagd unter
McCarthy und die Geschichte der Ro-
senbergs ging, „in zwei Theaterwintern
von jeweils sechs Monaten dreihundert-
fünfundsechzigmal“ auf, so Signoret, un-
ter anderem mit Gérard Philipe, Bernard
Blier und Serge Reggiani, letzterer ein
Jugendfreund Signorets. Das Drehbuch
für den ab 1957 laufenden, von der DDR
koproduzierten gleichnamigen Film mit
Signoret, Montand, Michel Piccoli und
andern schrieb auch auf Wunsch von Ar-
thur Miller, der eine Zeit lang die USA
nicht verlassen durfte, Jean-Paul Sartre.

In den 1976 unter dem Titel „La
nostalgie n’est plus ce qu’elle était“
(wörtlich: „Die Nostalgie ist nicht mehr,
was sie war“; deutsch 1977 mit dem
 Titel „Ungeteilte Erinnerungen“) er-
schienen Erinnerungen Signorets schil-
dert sie unter anderem das Zustandekom-
men und die Umstände von Montands
Konzertreise 1956/57 in die Sowjetunion
und Warschauer Pakt-Länder. Ihr Be-
richt geriet weniger euphorisch als der
1957 in Moskau entstandene mehr als
einstündige Film (Regie: Mikhail Sluzki)
über Montands Konzertstationen Mos -
kau, Leningrad und Kiew, der ab 1961
von der DEFA synchronisiert gezeigt
wurde. Einige Monate nach der Ver-
tragsunterzeichnung mit der sowjeti-
schen Konzertagentur, so schreibt Sig-

V
or 40 Jahren, am 30. September
1985, starb Simone Signoret,
französische Filmschauspielerin,

Schriftstellerin und politische Akteurin,
mit 64 Jahren. Von 1951 bis zu ihrem
Tod war sie mit Yves Montand verheira-
tet, einem der bedeutendsten französi-
schen Chansonniers und Schauspieler
seiner Zeit. Ihre politische Einstellung al-
lerdings, ihren politischen Aktivismus,
verdankte sie nicht Montand. In Wies -
baden als Simone Kaminker geboren,
hatte sie mit Montand zwar den Jahrgang
1921 gemeinsam, ansonsten aber eine
ganz andere Vergangenheit. Ihr Vater
André Kaminker, ein Übersetzer pol-
nisch-jüdischer Herkunft, war dort als
französischer Besatzungsoffizier statio-
niert; ihre katholische Mutter Georgette
Signoret stammte aus Südfrankreich; ab
1923 lebte die Familie in Paris. „Ich, oder
vielmehr die, die ich heute bin, wurde
1941 im Café de Flore geboren“, schrieb
sie knapp zehn Jahre vor ihrem Tod. Zu-
vor war sie künstlerisch und politisch
zwar alles andere als konformis tisch, hat-
te als Schülerin Picassos „Guernica“ bei
der Pariser Weltausstellung 1937 bewun-
dert, ohne vom Spanischen Bürgerkrieg
viel zu wissen, und zugleich unmissver-
ständlich festgehalten: „Wirklich in mein
Leben eingetreten ist Hitler erst mit der
massenhaften Aufnahme von deutschen
jüdischen Mädchen in die Oberschule.
Wenn die Leute sagen: ‚Wir wussten
nicht, was in Deutschland vorging‘, frage
ich mich, wie sie das gemacht haben. Ich
weiß nicht, wie sie sich die Augen zuge-
halten und die Ohren verstopft haben!“

Im Pariser Café de Flore hatte Signoret
eine Reihe jener oppositionellen Intel-
lektuellen und Künstler kennengelernt,
die nach 1945 das kulturelle Leben weit
über Frankreich hinaus prägten: Den Re-
gisseur Alain Resnais oder den Schrift-
steller und Filmer Chris Marker kannte
sie schon als Schulkameraden, und über
den Lyriker, Schriftsteller und Dreh-
buchautor Jacques Prévert kamen Alber-
to Giacometti, Pablo Picasso, Michel -
angelo Antonioni, Jean-Paul Sartre, Lou-
is Aragon und andere dazu, mit denen
meist eine lebenslange Freundschaft auf-
recht blieb. Nach der Befreiung hat sich
dieser Kreis noch ungeheuer erweitert.

Montand, Sohn proletarischer italieni-
scher Einwanderer, die als Kommunisten

noret, kam „der November 1956, der
traurigste, absurdeste, grausamste und
lehrreichste Monat unseres gemein -
samen Lebens“: „Im Fernsehen wurden
Aufnahmen des brennenden Budapest
sehr viel häufiger gesendet als Berichte
über das, was sich in Suez abspielte. Die
Entführung Ben Bellas und seiner vier
Kameraden aus Algier wurde als äußerst
gelungener Scherz betrachtet.“

Die Reise verzögerte sich, auch infolge
der Ungarn-Krise, um einen Monat, wo-
bei die kulturell-politischen „Schlachten-
bummler“ in Frankreich erwartungs-
gemäß in zwei Lager geteilt waren:
Wenn ihr hinfahrt, gebt ihr den Russen
einen Freibrief, riefen die einen; wenn ihr
dableibt, den Reaktionären, die anderen.
„Alles war mörderisch, das Mitgefühl der
einen und der Hass der anderen.“ Die
Entscheidung fiel, als ein Produzent
Montand anrief und erklärte: „Wenn du
dorthin fährst und singst, wird nichts aus
dem [vertraglich vereinbarten] Film“
(über Modigliani), worauf Montand noch
im selben Telefonat antwortete: „Ich war
nicht sicher. Aber jetzt fahre ich.“ 

Montand war in der Sowjetunion kein
Unbekannter. Französische Chansons
waren in den 1950er und 60er Jahren in
der Sowjetunion weit verbreitet und be-
liebt. Russische Lieder und französische
Chansons befruchteten einander, und
 Sowjetbürger „pfiffen die Melodie der
‚Grands Boulevards‘ lange bevor sie
‚Lohn der Angst‘ gesehen hatten“, meinte
Signoret zur Beliebtheit von Montands
Chanson über das „Flanieren auf den
großen Boulevards“. Und noch zu Beginn
der 1960er Jahre sang Gilbert Bécaud mit
dem Lied „Nathalie“ eine Hymne auf
Mos kau, den Roten Platz und die dortige
Begegnung mit Nathalie, die des Reimes
wegen nicht Natascha hieß. Signoret hin-
gegen, so behauptete sie, galt trotz eines
dort wenige Jahre zuvor gezeigten Films
nur als „Frau von Montand“ und fungierte
„als Groupie“, wie sie schrieb.

Aber das war natürlich auch Kokette-
rie, wie sich bald erweisen sollte. Unan-
gekündigt und völlig überraschend konn-
te das Publikum eines Dezemberabends
in Moskau „zwei Schauspiele verfolgen:
Montand auf der Bühne und die fünf
klatschenden Männer in ihrer Orchester-
loge: Chruschtschow, Molotow, Miko-
jan, Bulganin und Malenkow.“ Und

Yves Montands Konzertreise 
in die Sowjetunion 1956/57
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Stalingrad zu sein“, und so weiter. „Und
ich schwöre, dass sie uns zuhörten. Es
war eine außerordentliche Erleichterung,
dass wir den Vertretern der größten kom-
munistischen Partei der Welt ins Gesicht
sagen konnten, was wir versucht hatten,
den französischen Kommunisten klarzu-
machen.“ Montand stellte klar, dass sein
Kommen kein Einverständnis bedeutete,
und wurde für seine Offenheit bedankt,
und Signoret beendete am Ende die
Trinksprüche, indem sie ihr Glas „auf die
Prawda“ erhob – „nicht auf die Zeitung
‚Prawda‘“, sondern auf die Wahrheit.
„Darüber mussten sie sehr lachen.“

Signorets Schilderungen der manch-
mal euphorischen oder auch traurigen
Begegnungen mit Konzertbesuchern
oder in Betrieben ergeben noch heute ein
beeindruckendes Bild des zwiespältigen
Zeitgeists in der damaligen Sowjetunion,
eine Stimmung der Öffnung, des Auf-
bruchs und der euphorischen Freude, die
andererseits gedämpft wurde durch die
Wunden der Vergangenheit nicht nur des
Großen Vaterländischen Krieges, son-
dern auch durch das Geducktsein und die
Ängste der Stalinzeit und das dadurch
beförderte Misstrauen. Ähnliches berich-
tet Signoret auch von den darauffolgen-
den Stationen in osteuropäischen Län-
dern, die sie allerdings nicht über einen
Kamm schert – samt Begegnungen mit
Ilja Ehrenburg, Miloš Forman oder
 Nâzim Hikmet. Ihre Glaubwürdigkeit
wird noch dadurch verstärkt, dass so-
wohl sie als auch Montand jegliche Prah-
lerei vermieden. Noch in Moskau wollte
der französische Botschafter erfahren,
worüber beim „kleinen Souper“ gespro-

chen wurde. „Über sehr interessante Din-
ge, sagte mein Mann, der kein Auskunft-
geber für den Quai d’Orsay [das Außen-
ministerium] ist.“ Und wieder in Paris
blockten beide alle Journalistenanfragen
ab: „Unsere Feinde vom November soll-
ten nicht die Befriedigung haben, unsere
Bitterkeit genießen zu können, und unse-
re Freunde vom November auch nicht
die Freude, sich mit unseren angeblichen
Begeisterungsausbrüchen großzutun.“

Dies entsprach auch „einer Art Proto-
koll, das wir unter uns festlegten, nach-
dem wir von unseren Reisen nach Osten
und Westen zurückgekehrt waren“. Und:
„Wir haben niemals persönliche Bezie-
hungen mit denen, die an der Macht
 waren, gehabt. Wir sind nicht ins Elysée
gegangen, als de Gaulle uns einlud, wir
sind nicht hingegangen, als Pompidou
uns einlud, und wir würden auch nicht
hingehen, falls Mitterand der Einladende
wäre.“ Simone Signoret starb im Sep-
tember 1985 zuhause in Auteuil-Authou-
illet, 50 Kilometer westlich von Paris.
Sechs Jahre später wurde Yves Montand
auf dem Pariser Friedhof Père Lachaise
im gemeinsamen Grab beigesetzt.

KArl Wimmler

Neuerscheinung

Anfang des Jahres 1939 verhaftete die
Gestapo in Graz sowie in der Ost-

und Weststeiermark die von August Pir-
ker nach dem
„Anschluss“
1938 neu auf-
gebauten Wi-
derstandszellen
der KPÖ. Pir-
ker wurde 1940
vom Volksge-
richtshof zu
zwölf Jahren
Zuchthaus ver-
urteilt. Im Juli
1943 wurde er
in das Straf- und Bewährungsbataillon
999 eingezogen und nach Griechenland
in Marsch gesetzt. Dort lief er im Jahr
1944 zu den griechischen Partisanen der
ELAS über und kämpfte in ihren Reihen
mit. Ein von August Pirker über seine
Zeit bei der ELAS geschriebenes Manus-
kript liegt nun als Buch vor.

August Pirker: St`Ármata! Als Österrei-
cher bei den griechischen ELAS-Partisa-
nen, hg. von Heimo Halbrainer. Graz:
Clio 2025, 140 Seiten, 20 Euro
Bestellungen: verlag@clio-graz.net oder
im Buchhandel.

ebenso unangekündigt und überraschend
luden die langjährigen sowjetischen
Spitzenfunktionäre dann zu einem „klei-
nen Souper“ in einem Speisezimmer hin-
ter der Orchesterloge – ohne Kameras
und Mikrofone. Sodass „statt eines
Hände drucks fürs Objektiv“, mit dem
„auf Zeit und Ewigkeit Augenblicke
festgehalten [werden], in denen nie et-
was Reales vor sich geht oder gesagt
wird, wir die aufregendsten drei Stunden
unseres Daseins als Sänger und Schau-
spielerin erleben sollten“.

Es gibt nichts, was gegen die Glaub-
würdigkeit von Signorets Wiedergabe
der offenen Diskussion sprechen könnte.
Montand verurteilte die Militärinterven-
tion in Budapest, worauf Chruschtschow
auf Stalin und seine Gefolgsleute in Un-
garn und Polen und seinen eigenen Be-
richt am 20. Parteitag verwies, der in
Frankreich noch als „angeblicher“ be-
zeichnet worden war: „Wir retteten den
Sozialismus vor der Konterrevolution.“ –
„Aber, sagte Montand, auch Tito haben
Sie früher für einen Konterrevolutionär
und einen Verräter gehalten. – Fehler der
Vergangenheit, antwortete Chruscht-
schow.“ – „Und wir erzählten ihm über
Paris im November 1956, über die Ver-
wirrung mancher Mitglieder der kommu-
nistischen Partei, die sich trotzdem die
Köpfe einschlagen oder sich beschimp-
fen ließen, um sie, die Russen, zu vertei-
digen. Die Sprengung der Friedensbewe-
gung, die bewirkt hatte, dass ihnen auf
der ganzen Welt Tausende von alten
Weggenossen verloren gegangen waren.
In einer Woche hatten sie aufgehört, nur
die Helden von 1917 und die Sieger von

Yves Montand (links) und Simone Signoret während ihres Besuchs in Moskau im
Dezember 1956
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Ein Dreivierteljahrhundert ist nun-
mehr vergangen seit der großen

Streikbewegung vom September und
Oktober 1950. Der damalige Massen -
 streik richtete sich gegen das 4. Lohn-
Preis-Abkommen, das von Regierung
und Gewerkschaftsvertretern geheim
ausverhandelt worden war und auf mas-
sive Preissteigerungen und Reallohn -
verluste hinauslief. Die KPÖ sprach sich
strikt gegen den „Preistreiberpakt“ aus
und erkannte im Streik das einzige Mit-
tel, eine Rücknahme des Abkommens zu

erzwingen. Der Streik begann am
26. September 1950, am 30. September
richtete eine gesamt österreichische Be-
triebsrätekonferenz ein Ultimatum an die
Regierung, die Belastungen rückgängig
zu machen. Die Regierung war jedoch zu
keinen Konzessionen bereit und verwei-
gerte Verhandlungen. Insgesamt betei-
ligten sich am Oktoberstreik etwa
190.000 Beschäftigte aus 770 Betrieben.
Das entsprach in etwa 40 Prozent der
 damaligen Beschäftigten in der Industrie.

Bereits in den Streiktagen wurde von
Regierung, Gewerkschaft und Medien
eine massive Gegenkampagne gestartet,
um die Protestbewegung gegen die so-
zialen Belastungen als kommunistischen
Putschversuch zu diskreditieren. Der
 Antikommunismus wurde gegen die
Streikenden instrumentalisiert, um sozial -
demokratische und parteilose ArbeiterIn-
nen von Protesten abzuhalten. Ungeach-
tet der Tatsache, dass es sich bei der
Streikbewegung um eine spontane Ak -
tion der unzufriedenen ArbeiterInnen-
schaft über Parteigrenzen hinweg han-
delte, wurde die Lohnbewegung bis in
die jüngere Vergangenheit herauf als ein

von langer Hand geplanter Umsturz -
versuch der KPÖ interpretiert.

ÖGB 2015: kein Putsch

Die Putschlegende war über Jahrzehn-
te die zentrale Interpretationsvariante der
Ereignisse im September und Oktober
1950, getragen von Parteien, Gewerk-
schaft und Medien. Sie blieb bis in die
jüngere Vergangenheit herauf eines der
wirksamsten Instrumente des sozial -
demokratischen und bürgerlichen Lagers
in der politischen Auseinandersetzung

mit der KPÖ.1 Die Hauptfunktion dieser
Geschichtslegende bestand darin, ein
vom „Aufbaumythos“ geprägtes Bild
über die Besatzungszeit aufrechtzuerhal-
ten und die unmittelbare Nachkriegszeit
als erfolgreiches Aufbauwerk von Regie-
rung und Sozialpartnern sowie als Ab-
wehrkampf gegen die angebliche kom-
munistische Bedrohung darzustellen.
Vor diesem Hintergrund entwickelte sich
der Oktoberstreik zu einem zentralen
„Erinnerungsort“ der Zweiten Republik,
der von aktuellen politischen Interessen
umkämpft blieb. Von seiner geschichts-
politischen Bedeutung zeugt nicht zuletzt
die Tatsache, dass zu runden Jahrestagen
des Streiks stets in allen großen öster-
reichischen Tageszeitungen lange Beiträ-
ge über die damaligen Ereignisse erschie-
nen sind. Diese Artikel waren meist
schlecht recherchiert, reißerisch aufge-
macht und auf die Frage reduziert, ob es
sich um einen Putschversuch der KPÖ
gehandelt habe. Hintergründe und Ver-
lauf der Streikbewegung spielten dem -
gegenüber nur eine untergeordnete Rolle.

Bis in die 1970er Jahre galt die Be-
hauptung, dass die KPÖ im September

und Oktober 1950 einen Versuch zur
Machtübernahme gestartet habe, sowohl
in der wissenschaftlichen Literatur als
auch in der öffentlichen Meinung als
„common sense“. In der zweiten Hälfte
der 1970er Jahre geriet die Putschlegen-
de immer mehr ins Wanken. In der zeit-
geschichtlichen Forschung begann sich
die Meinung durchzusetzen, dass es sich
beim Oktoberstreik um einen wirtschaft-
lichen Abwehrkampf und nicht um eine
versuchte Machtübernahme der KPÖ ge-
handelt hat. Vor nunmehr zehn Jahren,

im Oktober 2015, fasste der ÖGB-Bun-
desvorstand den Beschluss, dass die
 Legende vom „Kommunistenputsch“ als
wissenschaftlich widerlegt zu betrachten
sei. Die nach dem Streik aus dem Ge-
werkschaftsbund ausgeschlossenen 78
GewerkschaftsfunktionärInnen – vor
 allem Kommunistinnen und Kommunis -
ten, unter ihnen auch der damalige Vize-
präsident des ÖGB Gottlieb Fiala – wur-
den rehabilitiert.2

Auf der einen Seite ist diese Neubewer-
tung der Streikbewegung durch den ÖGB
ein gewaltiger geschichtspolitischer Fort-
schritt, markiert er doch gewerkschaftsin-
tern den Schlusspunkt unter eine der
langlebigsten Legenden der österreichi-
schen Geschichte. Auf der anderen Seite
reflektiert dieser Beschluss aber auch die
Tatsache, dass der Oktoberstreik als zen-
traler „Erinnerungsort“ der Zweiten Re-
publik an Bedeutung verloren hat. Der
sichtbarste Ausdruck dieser Entwicklung
besteht darin, dass der Oktoberstreik zum
75. Jahrestag – ganz im Gegensatz zu
früheren Jahren – keinerlei Niederschlag
in Zeitungen und Zeitschriften gefunden
hat. Es ist dieses Jahr nicht ein Beitrag er-

Oktoberstreik: verblassender Erinnerungsort
Zum 75. Jahrestag der Streikbewegung vom September und Oktober 1950
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Georg Hofer (Hg.): „Ich bin in Opposi -
tion zu meiner Zeit getreten…“ Franz
Kain (1922–1997). Linz: Adalbert-
 Stifter-Institut des Landes Ober -
österreich 2025, 198 S., 25 Euro

Die Rezeption von Franz Kains litera-
rischer Produktion hierzulande lässt

sich grob und keinesfalls in einem litera-
turwissenschaftlichen Sinn in mehrere
Etappen unterteilen. Zuerst jene des be-
harrlichen Verschweigens. Kain war aus-
geschlossen von jener literarischen
 Öffentlichkeit, „die sich als repräsenta -

tive ausgegeben hat“, wie der Kultur -
wissenschafter Alfred Pittertscha tscher
kritisch anmerkte. Kain wurde in Öster-
reich weder verlegt (mit Ausnahme von
Kooperationsdrucken des Berliner Auf-
bau-Verlags mit dem Globus-Verlag der
KPÖ), und die Besprechungen seiner Ar-
beiten hielten sich in Grenzen. So wurde
Kain in den ersten 40 Jahren seines
 literarischen Schaffens mit weniger als
20 Artikeln in österreichischen Zeitun-
gen und Zeitschriften bedacht. Diese
wiederum waren zumeist getrieben von
antikommunis tischen Ressentiments.
Denn, was die AutorInnen der vorherr-
schenden Zeitungen hierzulande Kain
vorwarfen, nämlich eine politische
Agenda zu verfolgen, traf auf eben diese
KritikerInnen in viel höherem Maße zu.
Wenn beispielsweise der Schreiber der
Oberösterreichischen Nachrichten, Josef
Laßl, Kain angesichts des Erscheinens
von dessen Roman „Der Föhn bricht ein“
Anfang der 1960er Jahre ermahnte, er

möge weniger mit Hammer und Sichel
dichten, so erzählt dies keineswegs etwas
über den Roman, aber dafür umso mehr
über den Verfasser der Rezension und
dessen antikommunis tischen Furor. Sein
Antikommunismus war – obwohl Tho-
mas Mann zufolge die „Grundtorheit der
Epoche“ – damals eben die vorherr-
schende geistige Strömung, der sich die
Kultur- und Verlagspolitik im Kalten-
Kriegs-Österreich unterzuordnen hatte.

Völlig anders war der Umgang der
VertreterInnen des Kulturlebens der
DDR mit dem jungen Kain, wie Gerhard

Zeillinger in seinem Beitrag „Franz Kain
im Literaturbetrieb Österreichs und der
DDR“ in einem vom Adalbert-Stifter-
Ins titut herausgegebenen Sammelband
skizziert. Hildegard Bronnen, die ge-
schiedene Frau des Schriftstellers Arnolt
Bronnen, hatte beste Kontakte zur Kul-
turszene der jungen DDR. Sie übermit-
telte ein Konvolut von Manuskripten an
den Dramaturgen und Kritiker Herbert
Ihering, der diese an den künstlerischen
Leiter des Aufbau-Verlags Max Schroe-
der weitergab. Der Berliner Aufbau-Ver-
lag befand sich zu dieser Zeit als „kol-
lektives sozialistisches Eigentum“ in der
Hand der AutorInnen. Er war der bedeu-
tendste Literaturverlag der DDR und das
literarische Zuhause etwa von Anna Seg-
hers, Lion Feuchtwanger oder Oskar
 Maria Graf. Nicht die schlechteste
Adresse also. Schröder bekundete sofort
echtes Interesse und erklärte, dass man
sich mit der Angelegenheit ernsthaft be-
fassen werde. Eine Ansage, die andern-

schienen, der an die Streikbewegung im
Jahr 1950 erinnert hätte.

Positive Kampftradition

Während der Oktoberstreik als „Erin-
nerungsort“ an den Kalten Krieg und die
angebliche kommunistische Bedrohung
weiter verblassen wird, geht es für die Ge-
werkschaftsbewegung darum, ihn als „Er-
innerungsort“ an die sozialen Auseinan-
dersetzungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit erst zu entdecken. Der Streik
des Jahres 1950 war der Höhepunkt einer
langen Reihe von Klassenkämpfen in den
Jahren 1947 bis 1950, die von Massen-
kundgebungen, Lohnkämpfen und spon-
tanen Streiks gekennzeichnet waren. Der
ÖGB-Vorstand hat 2015 zwar die Putsch-
these zurückgewiesen, dies hatte jedoch
nicht zur Folge, dass der Oktoberstreik
 einen positiven Eingang ins Geschichts-
bild des Gewerkschaftsbundes gefunden
hätte. Als Kampftradition der österreichi-
schen ArbeiterInnenbewegung ist die
Streikbewegung in der Geschichtspolitik
des ÖGB weiterhin nicht präsent.

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund aktu-
eller Entwicklungen bleibt der Oktober -
streik ein erinnerungspolitischer „Kampf -
platz“ innerhalb der Gewerkschaftsbewe -
gung. Die Streikbewegung im Herbst
1950 ist ein Beleg dafür, dass die damali-
ge Belastungspolitik nicht ohne Wider-
spruch zur Kenntnis genommen wurde,
was ihr eine unmittelbare Aktualität ver-
leiht. Ohne allzu lineare Parallelen zwi-
schen der damaligen Belastungspolitik
und der Gegenwart herstellen zu wollen,
ist doch festzustellen, dass Teuerung und
Reallohnverluste heute erneut dominie-
rende Erscheinungen der kapitalistischen
Entwicklung sind. Entscheidend wird sein,
ob der ÖGB seine nachgiebige Praxis der
letzten Jahrzehnte fortsetzen oder ob er
der aktuellen Belastungspolitik entschlos-
sene Gegenwehr entgegensetzen wird.

mAnfred mugrAuer
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Franz Kain in seinem Redaktionsbüro der „Neuen Zeit“ in Linz
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orts ein Begräbnis erster Klassen ist, in
der DDR aber zur Folge hatte, dass
Kains Erzählung „Das Beerenmädchen“
in der Zeitschrift Neue Deutsche Litera-
tur veröffentlicht wurde. Es folgte das
Buch „Romeo und Julia an der Bernauer-
straße“, das 1955 im Aufbau-Verlag er-
schien. Kain hinterließ damit einen blei-
benden Eindruck. Als Kain Jahre später
Anna Seghers vorgestellt wurde, begrüß-
te sie ihn mit den Worten „Du bist der
mit den Erdbeeren“. Die gründliche Aus-
einandersetzung des DDR-Verlags -
wesens mit Franz Kain hatte zur Folge,
dass dieser sein Schreiben in eine völlig
andere Richtung entwickelte. Hatte Kain
zu Beginn mehrere Sonette eingereicht,
bestärkte ihn die Kritik von Peter
 Huchel, dem damaligen Chefredakteur
der literarischen Zeitschrift Sinn und
Form, sich mehr den  erzählerischen For-
men zuzuwenden. Darin brachte es Kain
in weiterer Folge zur Meisterschaft.

„Die Überlegenheit des (sozialisti-
schen) Systems resultiert aus der besse-
ren Literatur“, merkte der Schriftsteller
Heiner Müller in einem Interview an.
Die Überlegenheit des Sozialismus re-
sultierte aber auch aus dem besseren
Verlagswesen, wäre zu ergänzen. Die
Werke von Franz Kain erlebten in der
DDR Auflagen, von  denen AutorInnen
in österreichischen Verlagen nur träu-
men können. So hatte sein 1986 erschie-
nenes Taschenbuch „Das Schützenmahl“
eine Startauflage von 58.000 Stück.

Später, die DDR war im Begriff abge-
wickelt zu werden und der Aufbau-Ver-
lag stand kurz vor der Privatisierung,
fand Kain seine literarische Heimstatt
beim österreichischen Verlag Bibliothek
der Provinz, der 1991 seinen großen au-
tobiografischen Roman „Auf dem Tau-
benmarkt“ herausbrachte. Diese Zeit
markiert auch den Beginn  einer ernsthaf-
teren Auseinandersetzung der Literatur-
kritik mit Franz Kain. Bis zu diesem
Zeitpunkt lag an wissenschaft lichen
 Arbeiten über den Schriftsteller aus -
schließlich die Disserta tion von Judith
Gruber aus dem Jahr 1985 vor.

1989 erhielt Franz Kain den Kultur-
preis des Landes Oberösterreich für Lite-
ratur und 1994 den Großen Adalbert-
Stifter-Preis des Landes, im gleichen
Jahr erschien auch die ihm gewidmete
Sonderausgabe der Literaturzeitschrift
Die Rampe, editiert von Alfred Pittert-
schatscher. Von einer literaturwissen-
schaftlichen Auseinandersetzung, wel-
che eine Interpretation der politischen
Haltung und des künstlerischen Ver -
mögens von Kain untersucht, war man

Alfred Klahr Gesellschaft
auf Instagram

Seit einigen Monaten ist die ALFRED
KLAHR GESELLSCHAFT nicht nur
auf Facebook, sondern auch auf Insta-
gram präsent. Content Creator ist Chris -
tian Kaserer.

https://www.instagram.com/
alfred_klahr_gesellschaft

damals noch weit entfernt. Der vorlie-
gende Band des Linzer Adalbert-Stifter-
Hauses ist ein Schritt in diese Richtung.
So skizziert Georg Hofer, der Heraus -
geber des Sammelbands, Franz Kains
journalistische Arbeit, Helmut Neundlin-
ger wiederum porträtiert den politischen
Aktivisten und politischen Mandatar
Kain. „Die Zeitungsarbeit war für Kain,
der als Journalist wie als Politiker stets
Oppo sitioneller war, niemals nur Broter-
werb, sondern immer auch ein Mittel,
politisch wirksam sein zu können“, wird
Judith Gruber zitiert. Dass beides auf die
literarische Produktion in mehrerlei Hin-
sicht einen starken Einfluss hatte, ist evi-
dent: Einerseits war Kain nicht der
 Luxus  gegönnt, als freier Schriftsteller
arbeiten zu können. Er musste die Zeit
für die  Literatur immer irgendwo ab-
zwacken und vor sich und seinen Mit-
streiterInnen rechtfertigen. Andererseits
ermöglichte ihm das politische Feld eine
Nähe zum Gegenstand seiner literari-
schen Produktion, nämlich den „Nöten
der Mühseligen und der Beladenen“.
Diesen zuzuhören und ihnen eine Stim-
me zu verleihen, zählt zu den wesent -
lichen An sätzen seines literarischen
Selbstverständnisses, wie dies in seinen
autobiografischen Romanen „Der Föhn
bricht ein“ und „Auf den Taubenmarkt“
deutlich zum Ausdruck kommt. Und
schließlich verlieh die literarische Praxis
seinen Reden im Gemeinderat oder bei
politischen Veranstaltungen eine in ho-
hem Maße künstlerische Note. Das zu-
weilen bildungsferne Gemeinderatsvolk
kam so zu Literaturgenuss – ein zusätz -
licher volksbildnerischer Nebeneffekt.

Beispiele dieser literarischen Polit-
beiträge sind im letzten Teil des Sam-
melbands abgedruckt. Etwa Kains Rede
auf einer Festveranstaltung der Stadt
Linz anlässlich des 40. Jahrestags der
Befreiung vom Faschismus im Jahr
1985, in welcher er den regierenden Poli-
tikern gehörig die Leviten las. Aber auch
Vorträge an Universitäten, wie etwa
 jener in Moskau über die jugendliche
 Lenin-Lektüre oder jener in Innsbruck
über autobiografisches Schreiben. Ein
Kapitel mit Bildern aus Kains Leben und
zahlreichen Faksimiles von Manuskrip-
ten und Briefen machen aus diesem
Band nicht nur ein Bilder- und Lesebuch,
das Einblicke in die vielschichtige Per-
sönlichkeit und in seine Arbeitsweise
bietet, es macht darüber hinaus Lust auf
die Lektüre von Kains Büchern. Sie sind
nach wie vor im Verlag Bibliothek der
Provinz erhältlich.

frAnz fend


